
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

ANLAGE A 2.4 
 

BESTEHENDE ÖFFENTLICH-RECHTLICHE ZULASSUNGEN ZUM TAGEBAU 



Bcrirkrrcgicrung Rheinherrcn-Pfalz, Parifach. 6730 N~~curradr/Wcinrrr~ 

Bezirksregierung Rheinhessen-Pfalz 

Fnedrich-Ebert-Straße 14 
6730 Neustadt an der Weinstraße 
Telefon: 063 21/8 50-1 
Telex: 45 48 57 

Datum und Zcachen Unrrr Zeichen Benrbtiler Durchwahl Datum 
lhmr Schrclbcns (Eitre bcl Antwort angeben) -- 850- 

t 566 - 201 Le 35/80 Herr Bauer 248 11.03. 1983 

Betreff 
Planfeststellungsbeschluß für die Herstellung bzw. Erweiterung 
einer Wasserfläche im Zusammenhang mit der Kiesgewinnung in den 
Gewannen "Am Bild", "Bruchäcker", "Drei Morgen", "Förtäcker", 
"Hanf äcker" , "Krautgarten", "Steingebiß" und "Weigelsacker" , 
Gemarkung Leimersheim, Landkreis Germersheim, durch die Firma 
Robert PLädk GdbR, In den Birken, 6781 Kinterweidenthal 

< 

Aufgrund der §§ 31 WHG, 70 und 74 LWG erläßt die Bezirksregierung 
Rheinhessen-Pfalz in Neustadt an der Weinstr. nach Durchführung - eines förmlichen Verfahrens folgenden 

1. Der Plan der Firma Robert Pfadt GdbR, In den Birken, 
6781 Hinterweidenthal, für die Herstellung bzw. die Er- 
weiterung einer Wasserfläche im Zusammenhang mit der Kiesge- 
winnung in den Gewannen "Am Bild", "Bruchäcker", "Drei Morgen", 
"Förtäcker", "Hanfäcker", "Krautgaxten", "Steingebiß" und 
"Weigelsacker", Gemarkung Leimersheim, Landkreis Germersheim, 
bestehend aus den mit dem Sicht- bzw. Prüfvermerk des Wasser- 
wirtschaftsamtes Neustadt a.d.Wstr. vom 21.01.1980 versehenen 
Unterlagen, die Bestandteile dieses Beschlusses sind, nämlich: 

1.1 Schreiben der Firma Robert Pfadt GdbR vom 07.03.1979 

1.2 Schreiben der Firma Robert Pfadt Gd5R vom 29.02.1980 

1.3 Grundstücksverzeichnis vom 21.11.1978 
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1.4 Notarielle Bestätigung vom 28.11.1978 

1.5 Fotarielle Bestätigung vom 23.01.1979 

1.6 Übersichtslageplan M I : 25 ooo 

1.7 Querprofile 

1.8 Pflanzschema 

1.9 Lageplan (aufgestellt vom Wasserwirtschaftsamt Neustadt/Wstr. 
M 1  : 2.500 

1.10 Lageplan vom Febr. 1980 M 1 : 1-ooo 

wird mit den in grüner Farbe vorgenominenen Eintragungen des 
Wasserwirtschaftsamtes Neustadt a.d.Wstr. festgestellt. Diese 
Prüfeintragungen sind beim Gewässerausbau zu beachten. 

2. Der Planfeststellungsbeschluß ergeht unter folgenden Auflagen, - Bedingungen und Hinweisen: 

2.1 Der Planfeststellungsbeschluß gibt kein Recht auf Zufluß 
von Wasser bestimmter Menge und Beschaffenheit. Er gewährt 
nicht das Recht, Gegenstände, Grundstücke und Anlagen, die 
im Eigentum eines anderen stehen, in Gebrauch zu nehmen, 
wenn die privatrechtliche Befuqnis dazu nicht vorliegt. 
Ebenso gewährt er nicht das Recht, Parkplätze, Bauwerke 
und Einzäunungen zu errichten. 

2.2 Regelungen und Vereinbarungen in privatrechtlichen Ver- 
trägen lassen die im Planfeststellungsbeschluß getroffenen 
Festlegungen unberührt. 

2.3 Bei Durchführung der Ausbaumaßnahe ist jedermann ver- 
pflichtet, die nach den Umständen erforderliche Sorgfalt 
anzuwenden, um eine Verunreinigung des Gewässers oder eine 
sonstige nachteilige Veränderung seiner Eigenschaft zu 
verhüten. 

P 

2.4 Gegenüber der Nachbargrundstücken und Wegen ist ein Mindest- 
abstand von 5,00 m, gemessen zwischen Oberkante Gruben- 
böschung und Grundstücks- bzw. Weggrenze, einzuhalten. 

2.5 Nit dem bei der Erweiterung der Ausbeutefläche anfallenden 
Abraum sind die vorhandenen Böschungen, soweit sie von der 
Erweiterung der werden, so anzu- 
schütten, daß eine 1 : 3 oder flacher 
entsteht und die erforderlichen zu den h'achbargrund- 
stücken wieder hergestellt werden 

2.6 Entlang des Erlenbaches sind die ~runlstücke P1.Nrn. 2842 
bis 2849 durch Anschütten von Abraun? wieder in ihren ur- 
sprünglichen Abmessungen herzustellen. Von der Grenze dieser 
Grundstücke ist mit der Böschungsoberkante des Baggersees 
ein Abstand von 5 m, von der Böschungsoberkante des Erlen- 
baches jedoch ein Abstand von 20 m einzuhalten. Dieser Ab- 
stand von 20 m darf in keinem Fall unterschritten werden. 



Das südöstliche und das südwestliche Ufer ist mit Abraum 
um ca. o,50 m gegenüber den umliegenden Gelände aufzu- 
höhen, damit bei Hochwasser ein Übertreten des Erlenbaches 
in den Baggersee vermieden wird. 

2.7 Die Böschungen (auch die der geplanten Insel) sind mit 
einer Neigung von 1 : 3 oder flacher herzustellen. Die 
Böschungsneigung ist bei der Ausbeute zu berücksichtigen 
und in Zuge der Eaggerung herzustellen. Ein Anschütten der 
Böschungen in Anschluß an die Kiesentnahme ist unzulässig. 

2.8 Alle Böschungsflächen sind über der Mittelwasserlinie mit 
einer geeigneten Grassamenmischung sowie unterhalb der 
Nittelwasserlinie mit Schilf U. dgl. als biologische Ufer- 
sicherung anzusäen und zu unterhalten. 

I 

i 2.9' En stehen bei den endgültigen Böschungen durch Wellen- 
SC lag Uferabbrüche,.~~ sind die Böschungen nach Weisung 
des Wasserwirtschaftsamtes Neustadt a.d.Weinstr. durch 
Lebendverbau mittels wuchsfähiger Faschinen oder ähnlichem 
zu sichern. 

Die Baggertiefe wird auf 18,oo m ab Oberkante des ursprüng- 
lichen Geländes festqesetzt. Die das zweite Grundwasser- 
stockwerk nach oben abschließende Lettenschlcht darf jedoch 
unter keinen Umständen durchbrochen werden. 

2.11 Die Keisgrube darf nicht an das Netz der bestehenden Ent- 
wässerungsgräben angeschlossen werden. 

2.12 Die Grenzen des zur Kiesausbeute vorgesehenen Gesamtgrund- 
stückes sind an allen Eck- und Knickpunkten der Fläche mit 
mindestens 10 cm dicken, weie-rot gestrichenen Metall- 
rohren kenntlich zu machen. Die Pfahlhöhe Tier Gelände 
muß mindestens 1,oo m betragen. Sie sind in Betonfundamenten 
zu verankern und mit Beton auszugießen. 

Die abgeschlossene Setzung der Pfähle ist der Kreisverwaltung 
Germersheim als zuständiger unterer Wasserbehörde unver- 
züglich anzuzeigen. Die Unterhaltung der Kennzeichen bis 
zur Endabnahme der Ausbeute hat die zur Kiesausbeute be- 
rechtigte Firma zu übernehmen. 

2.13 Das gesamte Kiesgewinnungsgelände sowie die mittelbar oder 
unmittelbar zur Kiesqewinnuny dienenden Anlagen sind bis 
zum Abschluß der Arbeiten in einem ordnungsgemäßem Zustand 
zu erhalten. Es ist dafür zu sorgen, da8 kein Schaden, ins- 
besondere für die Gesundheit der Bevölkerung, entsteht. 



Es sind geeignete Vorkehrungen zu treffen, daß im 
Zusammenhang mit der Kiesgewinnung eine Verunreinigunq 
des Gewässers, insbesondere durch Öl oder ölhaltige 
Stoffe, vermieden wird. Freiliegende Öl-oder Treibstoff- 
tanks sind mit einer Auffangwanne zu versehen. Bei Ver- 
wendung eines doppelwandigen Lagerbehälters entfällt 
der Einbau einer Auffangwanne. 

Während der Ausbeute sind vom Unternehmer alle 2 Jahre 
zum ol.lo., erstmals zum 01.10.1983, der unteren Wasser- 
behörde Pläne in zweifacher Ausfertigung vorzulegen, aus 
denen der gegenwärtige Stand der Ausbeute, der Stand der 
Rekultivierung und das Abbauprogram für das komnende 
Jahr hervorgehen. Von der Vorlage der Planunterlagen 
kann abgesehen werden, wenn seit der vorhergehenden 
Planvorlage kein Kiesabbau stattgefunden hat. 

Nach Beendigung der Kiesausbeute sind von dem Ausbeute- 
gelände, den Böschungen und der Sohle der Baggergrube 
alle Einbauten einschließlich der Fundamente zu entfernen 

Durch geeignete Naßnahmen (Verbotsschilder,usw.) ist sicher- 
zustellen, daß an und im geschaffenen Gewässer kein Abfall 
abgelagert wird. Zum Schutz der Gewässergüte sind Ein- 
leitungen, die die Gewässergüte beeinträchtigen können, 
in das geschaffene Gewässer nicht zulässig. 

Die Herstellung des südöstlichen und südwestlichen Ufers 
muß bis spätestens 31.10.1983 abgeschlossen sein. 

Vor Seginn der Ausbeute ist der Mutterboden von den Kies- 
gewinnungsflächen abzuschieben und in Mieten bis zu 
1,50 m Sohlbreite sowie bis 1,oo m Höhe zu lagern. 

Die innerhalb der Ausbeutefläche geplante Insel ist 
gem. dem genehnigten Pflanzschema zu bepflanzen. I 

In den bisherigen Ausbeutebereichen, wo entweder die 
Ausbeuegrenze erreicht ist oder eine Erweiterung 
nicht möglich ist, sind die Uferböschungen gemäß 
den planerisch dargestellten Querprof~len auszubilden 
und nach Mutterbodenauftrag in mindestens 30 cm Stärke 
entsprechend dew. vorgelegten Pflanzschema zu bepflanzen. 

Die landwirtschaftlichen Wege sind zur Vermeidung einer 
Staubentwicklung in Trockenzeiten zu bewässern. 

Sollte die hierfür erforderliche Wasserentnahme aus dem 
Baggersee 200 m3 pro Tag überschreiten, ist eine wasser- 
rechtliche Erlaunnis bei der Kreisverwaltung Germersheim 
einzuholen. 



2.23 Als neue Ausbeuteqrenze im Norden der Abgrabungsfläche 
wird die nördliche Grenze des Grundstückes P1.Nr. 2958 
festgelegt. Hierbei braucht kein bestimmter Grenzabstand 
zum Grundstück P1.Nr. 2959 eirgehalteiwerden. Die ent- 
sprechenden Grüneintragungen des Wasserwirtschaftsamtes 
Neustadt a.d.iGstr. sind zu beachten. 

Ein Kiesabbau im Südwesten der Abgrabuncsfläche auf dem 
Grundstück P1.Nr. 2816 ist unzulässig. Die in grüner Farbe 
gezogene Grenze des Wasserwirtschaftsamtes Neustadt a.d. 
Wstr. ist zu beachten. 

2.25 Die in grüner Farbe gezogene Grenze im Eereich der Grund- 
stücke Plan-Nrn. 2845 und 2890 bis 2893 (Weg) ist bei der 
Ausbeute zu berücksichtigen. 

2.26 Baubeginn und Baubeendigung sind der Kreisverwaltung 
Germersheim und dem Wasserwirtschaftsamt Neustadt a.d. 
Weinstraße rechtzeitig schriftlich mitzuteilen. Mit der 
Bauvollendungsanzeige ist über die Kreisverwaltung Germers- 
heim von Wasserwirtschaftsamt Neustadt a.d.Weinstr. eine 
Abnahme zu beantragen. Bei der Abnahme sind Bestandspläne 
in 2-facher Ausfertigung vorzulegen (Lageplan U. Profile). 

2.27 Vor Baubeginn ist zur Sicherunn der Einhaltung dieses Be- 
( schlusses Sicherheit in Höhe von 
DM 50.000.- (i-W.: Fünfzigtausend Deutsche Mark) 

zu leisten. Die Sicherheitsleistung kann durch Hinterlegung 
des Betrages von DX 50.000.- oder durch selbstschuldnerische 
unbefristete Bankoürgschaft in der gleichen Höhe bei der 
Bezirksregierung Rheinhessen-Pfalz erbracht werden. Der 
Ausbauunternehmer erkennt an, da8 die zuständige Iiasserbe- 
hörde berechtigt ist, die erforderlichen Arbeiten durch- 
führen zu lassen und die anfallenden Kosten, soweit der 
Antragsteller sie nicht unmittelbar vergütet, aus der Sicher- 
heitsleistung zu decken, wenn er seinen Verpflichtungen nicht 
rechtzeitig nachkommt. 

3. Die nachträgliche Änderung oder Festsetzung von Auflagen 
bleibt im öffentlichen Interesse vorbehalten. 

4. Der Planfeststellungsbeschluß wird unwirksam, wenn mit der 
Maßnahmen nicht innerhalb von 2 Jahren nach Bestandskraft des 
Bcschlusscs begonnen wird oder das Vorhaben nach Ablauf von 
10 Jahren nicht ausgeführt ist, es sei denn, die Fristen 
werden entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen des 5 74 
Abs. 5 LWG verlängert. 



Die festgesetzten Auflagen stellen Anordnungen gemäß 5 134 
Abs. 1 Kr. 26 LWG dar. Zuwiderhandlungen dagegen können mit 
einer Geldbuße geahndet werden, sofern nicht 5 41 Abs. 1 
Xr. 1 1  IiHG AnwenZung findet. 

1. Für diese Entscheidung wird eine Verwaltungsgebühr von 

DM 7.500.- (i.W.: Siebentausendfünfhundert Deutsche Nark) 

festgesetzt und Auslagenersatz in Höhe von 

Dx 465.- (i.~.: echzlg Deutsche Mark) 

erhoben. 

Die Kosten fallen den Antragsteller zur Last. Der Betrag ist 
sofort fällig und an die Regierungshauptkasse Rheinhessen- 
Pfalz, Von-Hartmann-Straße 12, 6730 Neustadt a.d.Weinstraße, 
unter Angabe der Buchungs-PJr. 56/2s47/y 
zu überweisen. 

Einzahlungen bzw. Überweisungen sind auf eines der folgenden 
Konten vorzunehmen: 

Postscheck-Konto: Ludwigshafen am Rhein 
(BLZ 545 100 67) Kto-Nr. 926-678 

Giro-Konten: Landeszentralbank Neustadt a.d.Weinstraße 
(BLZ 546 ooo oo) Kto-Nr. 545 015 02 

Stadtsparkasse Neustadt a.d.Keinstraße 
(BLZ 546 500 10) Kto-Nr. 20 008 t 

Landesbank und Girozentrale, Kaiserslautern 
(BLZ 540 300 oo) Kto-Nr. 54 500 

2. Die Regierungshauptkasse ist für Barzahlungen und für die 
Annahme von Schecks gegen Quittung geschlossen. Überweisungen 
bzw. Zinzahlungen haben ausschließlich auf eines der vor- 
stehenden Konten zu erfolgen. 

G r ü n d e :  

Die Firma Robert Pfadt GdbR, In den Birken, 6781 Hinterweidenthal, 
hat unter Einreichung der entsprechenden Unterlagen Antrag auf 
Feststellung des Planes für die irn Betreff bezeichnete Ausbau- 
maßnahme gestellt. 



Die Behörden und Stellen, deren Interessen durch die beantragte 
Planfeststellung berührt sein können, wurden unterrichtet und 
hatten Gelegenheit zur Äußerung. Gründe des Allgemeinwohls, 
die eine Versagung der beantragten Planfeststellung gerecht- 
fertigt hätten, liegen nicht vor. Da die im Rahmen des förm- 
lichen Verfahrens erhobenen Einwendungen aufgrund der Regelung 
in Nr.1 - 2.23 dieses Beschlusses zurückoezogen wurden, konnte 
dem Antrag auf Planfeststellung unter Festsetzung der im öffent- 
lichen Interesse notwendigen Auflagen, Bedingungen und sonstigen 
Festlegungen stattgegeben werden. 

Die Zuständigkeit der Bezirksregierung Rheinhessen-Pfalz 
als obere Wasserbehörde ergibt sich aus den SY 74 Abs. 2, 
100 Abs. 2 und 101 Abs. I LWG. 

Die Kostenentscheidung beruht auf dem S 118 LWG i.V.m.dem 
5 2 Abs. 4 Landesgebührengesetz für Rheinland-Pfalz (LGebG) 
und C 1 Besonderes Gebührenverzeichnis (Tarif-Nr. 1.5.101). 

Rechtsbehelfsbelehruna: 

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluß kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Wider- 
spruch ist bei der Bezirksregierung Rheinhessen-Pfalz, 
Friedrich-Ebert-Straße 14, 6730 Neustadt a.d. Weinstraße, 
schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen. 

Bei schriftlicher Einlegung des Widerspruchs ist die Wider- 
spruchsfrist (Satz 1) nur gewahrt, wenn der Widerspruch noch vor 
dem Ablauf dieser Frist bei der Behörde eingegangen ist. 

1% Auf trag 

,-. Fröhlich 

Rechtsgrundlagen: 

- Gesetz zur Ordnung des FJasserhaushalts (Wasserhaushaltsge- 
setz - WHG-) vom 16.10.1976 (BGB1. I S. 3017) 

- Landeswassergesetz (LWG) vom 01 .OB. 1960 (GVB1. S. 153, 267) 
- Landesgebührengesetz für Rheinland-Pfalz (LGebG) vom 03.12-1974 

(GVB1. S. 578) 

- Landesverordnung über die Gebühren auf dem Gebiet des Wasser- 
rechts und der Altöl- und Abfallbeseitigung (Besonderes Gebühren- 
verzeichnis) vom 14.05.1975 (GVB1.S. 205) 

1 
1 Geqen Postzustellungsurkunde 
I 

mit 1 Plansatz 

Robert Pfadt GdbR 
i In den Birken 
i i 6781 Hinterweidenthal/Pf. 



Kreisverwaltung 

Kreisvenvaltung - Postfach 550. D-6728 Germersheim 

Einschreiben 
Firma 
Pfadt GmbH 
Waldstraße 5 

6729 Leimersheim 

Germersheim 
Dienstgebäude: 
Luitpoldplatz 1 

Telefon ( 0 7 2 7 4 )  *53-0 
Telex 7843207 kvgm d 
Telefax ( 0 7 2 7 4 )  53229 

Ihr Gesprächspartner: 
Herr Trauth 
Telefon-Durchwahl: 53-236 

1h; Zeichen Ihre Nachricht u $ ~ ~ ~ z ~ ? c % D  QJhO7. 1992 

-- 
\ 

\C; 
Betreff: Vollzug der Wassergesetze; 

hier: Antrag der Firma Pfadt GmbH, Waldstraße 
5 ,  6729 Leimersheim, auf Durchführung eines 
Planfeststellungsverfahrens nach § 31 Wasser- 
haushaltsgesetz (WHG) für die Erweiterung ei- 
ner Wasserfläche im Zuge des Kiesabbaus in 
den Gewannen "Spitzacker' und "Spitzstücke" 
in der Gemarkung Leimersheim 

Aufgrund der § §  3 1  Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und 7 2  Lan- 

deswassergesetz (LWG) erläßt die Kreisverwaltung Germersheim 

folgenden 

1. Der Plan der Fa. Pfadt GmbH, Waldstraße 5 ,  6729 Leimers- 

heim, für die Erweiterung einer Wasserfläche im Zuge der 

Klesausbeute auf den Grundstücken m N r n .  - 272 7-277Q in 

den Gewannen "S~itzstucke" und "S~itzäcker" in deF Gemar- 

kung Leimersheim wird festgestellt. 

2 .  Grundlage und Bestandteile dieses Planfeststellungsbe- 

Schlusses bilden folgende, mit dem Feststellungsvermerk 

der Kreisverwaltung Germersheim vom 1 . 7 . 1 9 9 2  versehenen 
Unterlagen: 



2.1 Schreiben der Antragstellerin vom Juni 1987, Über- 

arbeitet im April 1992 

2.2 Landschaftspflegerische Begleitplanung für die Er- 

weiterung der Abbauflächen, aufgestellt im Juni 

1987, Überarbeitet im April 1992, bestehend aus 

2.2.1 Erläuterungsbericht ( 1 8  Seiten) 

2.2.2 Übersichtskarten (farbig, M 1 : 5.000) 

- Bestand LP 01 
- Geplant LP 02 

2.2.3 Rekultivierungsplanung (M 1 : 1.000) 

- Bestandskarte mit vorhandener Vegetation 

LP 03 

- Abbauplan und Entwicklung 
LP 04 

2.2.4 Schnitte (M 1 : 500), Nrn. 01 - 07 

Die in grüner Farbe (wasserwirtschaftliche) und 

in blauer Farbe (landespflegerische) vorgenommenen 

Prufbemerkungen sind zu beachten. 

3. Der Planfeststellungsbesch1uß ergeht unter folgenden Ne- - 
"4 benbestimmungen und Hinweisen: 

3.1 Der Planfeststellungsbeschluß gibt kein Recht auf 

Zufluß von Wasser in bestimmter Menge und Beschaf- 

fenheit. Er gewährt nicht das Recht, Gegenstände. 

Grundstücke und Anlagen, die im Eigentum eines 

anderen stehen, in Gebrauch zu nehmen, wenn die pri- 

vatrechtliche Befugnis dazu nicht vorliegt. Ebenso 

gewahrt er nicht das Recht, Parkplätze, Bauwerke und 

Einzäunungen zu errichten. 

3.2 Regelungen und Vereinbarungen in privatrechtlichen 

Verträgen lassen die im Planieststellungsbeschluß 

getroffenen Festlegungen unberührt. 



3.3 Die Ausbauunternehmerin ist bei der Durchführung der 

Ausbaumaßnahme verpflichtet, die nach den Umständen 

erforderliche Sorgfalt anzuwenden, um eine Verunrei- 

nigung des Gewässers oder eine sonstige nachteilige 

Veränderung dessen Eigenschaft zu verhüten. 

Es sind geeignete Vorkehrungen zu treffen, da$ im 

Zusammenhang mit der Kiesgewinnung eine Verunreini- 

gung des Gewässers, insbesondere durch 01 oder ol- 

haltige Stoffe, vermieden wird. 

Eine Eigenbetriebstankstelle auf dem Gelände ist 

nicht zulässig. 

3.4 Das Vorhaben ist entsprechend dem gepruften und 

genehmigten Entwurf auszuführen. Die Grün- und Blau- 

eintragungen sind zu beachten. 

Die Flurstücke in den Gewannen "Jostwiese" und "Han- 

facker" (Abbauphase 111) sind nicht Gegenstand die- 

ses Bescheides. 

3.5 Sollte bei der Ausführung des Vorhabens festgestellt 

werden, daß Änderungen der genehmigten Plane oder 

weitere wasserwirtschaftliche oder landespflegeri- 

sche Maßnahmen erforderlich sind, so sind diese vor 

der Ausführung mit der Kreisverwaltung Germersheim 

und dem Staatl. Amt für Wasser- und Abfallwirtschaft 

Neustadt/Weinstr. abzustimmen; ggf. sind Tekturpläne 

einzureichen. 

3.6 Der Kreisverwaltung Germersheim, dem StaatJ. Amt für 

Wasser- und Abfallwirtschaft Neustadt/Weinstr. oder 

deren Beauftragten ist jederzeit der Zutritt zu der 
Kiesgrube zu gestatten. 

3.7 Während der Dauer des Abbaus ist auf der Baustelle 

ständig eine Kopie des gepruften und genehmigten 
Entwurfs aufzubewahren und die Anwesenheit eines 

Verantwortlichen sicherzustellen. 



3.8 Das Datum des Arbeitsbeginns ist der Kreisverwaltung 

Germersheim und dem Staatl. Amt für Wasser- und Ab- 

fallwirtschaft Neustadt/Weinstr. mindestens 14 Tage 

vorher anzuzeigen. 

3.9 Der Abschluß der Arbeiten ist den unter Ziffer 3.8 

genanten Stellen innerhalb von 14 Tagen anzuzeigen. 
Gleichzeitig ist die wasserbehordliche Abnahme ent- 

sprechend 5 95 LWG zu beantragen. 

3.10 Alle baulichen Anlagen sind entsprechend den aner- 

kannten Regeln der Technik zu errichten. Die "Deut- 

schen Industrienormen" (DIN) und die sonstigen Tech- 

nischen Vorschriften sind zu beachten'. 

3.11 Baustoffe, Bauteile, Bauarten sowie die dazugehören- 

den sonstigen Ausstattungen sind so zu wählen, daß 

sie sicher den zu erwartenden Beanspruchungen stand- 

halten. 

Die § §  18 - 22 LBauO gelten entsprechend. 

3.12 Für alle statisch beanspruchten Bauteile ist recht- 

zeitig vor Baubeginn ein prüffähiger statischer 

Nachweis vorzulegen. Die Prüfung des statischen 
-. Nachweises auf Kosten des Antragstellers wird vom 

L Staatl. Amt für Wasser- und Abfallwirtschaft Neu- 

stadt/Weinstr. veranlaßt. 

3.13 Für die Erweiterungsflachen sind bis 1. Oktober 1992 
W 

Lagepläne in 4-facher Ausfertigung vorzulegen, aus 

denen die Flurstücksnummern hervorgehen und in denen 

eine genaue Abgrenzung mit Vermaßung der Böschungs- 

oberkanten des zukünftigen Baggersees zu den Nach- 

bargrundstucken, Wegen und zum Erlenbach eingetragen 

sind. 



3.14 Die Grenzen der zur Kiesausbeute vorgesehenen Fläche 

sind an allen Eckpunkten mit mindestens 8 cm dicken, 

weiß gestrichenen Pfählen kenntlich zu machen. Die 

Pfähle sind durch die Antragstellerin vor Ausbaube- 

ginn in der Abbaugrenzlinie zu setzen. Sollten die 

Grenzsteine der jeweiligen Grundstücke nicht fest- 

stellbar sein, ist die zur Ausbeute vorgesehene Ge- 

samtflache durch die Antragstellerin vor der Pfahl- 

setzung amtlich vermessen zu lassen. 

Die abgeschlossene Setzung der Pfähle ist dem 

Staatl. Amt für Wasser- und Abfallwirtschaft Neu- 

stadt/Weinstr. Über die Kreisverwaltung Germersheim 

mitzuteilen, damit die Abnahme vorgenommen werden 

kann. Die Unterhaltung der Kennzeichen bis zur 

Endabnahme der Ausbeute geht zu Lasten der Genehmi- 

gungsinhaberin. 

3.15 Bei der An- und Abfahrt zur Kiesgewinnungsanlage 

ist auf die ungehinderte Ausübung der Landwirtschaft 

Rücksicht zu nehmen. Die Zufahrt zu den landwirt- 

schaftlich genutzten Grundstücken muß gewährleistet 

sein. 

3.16 Durch geeignete Maßnahmen (Verbotsschilder usw.) ist 

sicherzbstellen, daß an und in geschaffenen Gewäs- 

sern keine Abfälle abgelagert werden. Zum Schutze 

der Gewassergüte sind Einleitungen, die die Gewäs- 

sergüte beeinträchtigen können, in das geschaffene 

Gewässer nicht erlaubt. 

3.17 Das gesamte Kiesgewinnungsgelände sowie die unmit- 

telbar oder mittelbar zur Kiesgewinnung dienenden 

Anlagen sind bis zum Abschluß der Arbeiten in einem 

ordnungsgemäßen Zustand zu erhalten. Es ist dafür zu 

sorgen, daß kein Schaden, insbesondere fcr die Ge- 

sundheit der Bevölkerung entsteht. Die nach den je- 

weils geltenden gesetzlichen Bestimmungen bestehende 

Gewässerunterhaltungspflicht wird durch vorstehende 

Regelung nicht berührt. 



3.18 Gegenüber den Nachbargrundstücken ist mit der 
~öschungsoberkante des Baggersees ein Abstand von 

mindestens 8 m, gegenüber den Wegen mindestens 5 m, 

einzuhalten. 

3.19 Mit dem bei der Erweiterung der Ausbeute-Flache 

anfallenden Abraum bzw. Kies sind die vorhandenen 

Böschungen der bereits ausgekiesten Flächen im 

Süden, soweit sie von der Erweiterung der Ausbeute 

nicht mehr berührt werden, so anzuschütten, daß eine 

Böschungsneigung von 1 : 3 oder flacher entsteht und 

die erforderlichen Abstände zu den Nachbargrundstük- 

ken wieder hergestellt werden. 

Diese Anschuttungen mit Abraum bzw. Kies oder Kies- 

sand sind als 1. Phase der Rekultivierung unmittel- 

bar nach Beginn der Erweiterungsauskiesung durchzu- 

führen. 

3.20 Sollte sich herausstellen, daß das anfallende 

Abraummaterial nicht ausreicht, die erforderlichen 

Boschungsneigungen, Flachwasserzonen und Inseln her- 

zustellen, ist dies während des Abbaus bereits zu 

berücksichtigen. Eine Anschüttung mit Fremdmaterial 

ist nicht zulässig. 

3.21 Die neu entstehenden Böschungen der Erweiterungsflä- 

che sind mit einer Neigung von 1 : 3 oder flacher 

herzustellen. Eine steilere Neigung kann zugelassen 

werden, wenn anhand eines bodenmechanischen Gutach- 

tens der Nachweis der Standsicherheit erbracht wird; - 
sie darf jedoch 1 : 2 in keinen Fall unterschreiten. 

Die Böschungsneigungen sind im Rahmen der Auskiesung 

herzustellen, d.h. bereits wahrend der Baggerung 

sind die Böschungen mit anstehendem Material anzu- 

legen. 



3.22 Die Baggertiefe wird auf 16,00 m ab Oberkante des 

ursprünglichen Geländes festgesetzt. Die das zweite 

Grundwasserstockwerk nach oben abschließende Letten- 

Schicht darf unter keinen Umstanden in ihrer Mach-' 

tigkeit verringert oder gar durchbrochen werden, 

3.23 Entlang des Erlenbaches sind die in den Lageplänen 

noch einzutragenden und zu vermaßenden Abstände 

der Böschungsoberkante des Baggersees zum Erlenbach 

unbedingt einzuhalten (siehe Ziffer 3.13). Das süd- 

Östliche Baggerseeufer ist mit Abraum um Ca. 0.50 m 

gegenüber dem umliegenden Gelände aufzuhohen, damit 

bei Hochwasser eine unmittelbare Einleitung des Er- 

lenbaches in den Baggersee vermieden wird. 

3.24 Der Baggersee darf nicht an das Netz der bestehenden 

oberirdischen Fließgewasser angeschlossen werden. 

3.25 Nach Beendigung der Kiesausbeute sind von dem Aus- 

beutegelande,, den Böschungen und der Sohle der Bag- 

gergrube alle Einbauten einschließlich der Fundamen- 

te zu entfernen. 

3.26 Die in der "landespflegerischen Begleitplanung" in 

Text und Karten beschriebenen und dargestellten 

Maßnahmen und Regelungen zur Vermeidung und zum 

Ausgleich von Beeinträchtigungen von Natur und Land- 

schaft sind Voraussetzungen für die landespflegeri- 

sche Zulässigkeit und daher strikt einzuhalten. 

Mittels der festgelegten Maßnahmen und Folgenut- 

zungsregelungen werden Voraussetzungen für eine Re- 
naturierung mit größtmöglicher Vielfalt an stillge- 

wässertypischen ~ebensräumen für Tiere und Pflanzen 
und mit nachhaltiger Arten- und Biotopschutz(Natur- 

, 

schutz)funktion geschaffen. Während und nach dem 

Kiesabbau sind alle nicht abbau- und betriebsbeding- 

ten Störungen, insbesondere durch Freizeit- und Er- 

holungsaktivitäten wie 2.B. Surfen, Baden, Boot fah- 

ren etc. auszuschließen bzw. zu untersagen. 



Die Kiesabbauflächen liegen im Geltungsbereich der 

Landschaftsschutzverordnung "Pfälzische Rheinauen". 

Die in der Rechtsverordnung hierüber festgelegten 

Verbote und Gebote sind zu beachten. 

Die Kiesgrube bietet auch während den Abbauphasen 

sekundäre (Teil-ILebensraume für Tierarten der Bach- 

und Flußauen, insbesondere für Uferschwalbe und Eis- 

vogel. Zum Schutz dieser bedrohten Tierarten sollten 

ständig (unter Beachtung der Verkehrssicherheitser- 

fordernisse) Steilwände geschaffen und in den Brut- 

zeiten erhalten werden. 

3.27 Zur Abnahme sind dem Staatl. Amt für Wasser- und Ab- 

fallwirtschaft Neustadt/Weinstr. eine Sedimenttech- 

nographie mit vollständigem Erläuterungsbericht vor- 

zulegen. 

Aus den Unterlagen soll erkennbar sein: 

a) eine genaue Baggerseevermessung (Lageplan mit Ho- 

henlinien) , 

b) Querprofile im Abstand von 30 m und 

C) die das zweite Grundwasserstockwerk nach oben ab- 

schließende Lettenschicht. 

Diese Auflage gilt auch für die bereits planfestge- 

stellten Auskiesungsflächen. 

3.28 Der Abbau und die Rekultivierung bzw. Renaturierung 

hat zeitlich und räumlich in geordneten Abschnitten 
zu erfolgen. 

In landespflegerischer Hinsicht bedeutet dies, daß 

der Abbau in einem zeitlich und räumlich nachfolgen- 

den Abbauabschnitt nur bei gleichzeitiger Durchfüh- 

rung der Ausgleichsmaßnahmen im jeweils vorhergehen- 

den Abschnitt erfolgen darf. 



Vor Beginn der Arbeiten, spätestens jedoch zum 

1.10.1992, ist ein Realisierungsplan vorzulegen, in 

dem die jährlich geplanten Abbauabschnitte darzu- 

stellen sind. Die Plan ist jährlich zu aktualisieren 

bzw. fortzuschreiben und der Kreisverwaltung Ger- 

mersheim sowie dem Staatl. Amt f ü r  Wasser- und Ab- 
fallwirtschaft zum 1.1. eines jeden Jahres unaufge- 

fordert vorzulegen. 

3.29 Zur Vermeidung von Staubemissionen sind die Zu- 

fahrtswege bei trockener Witterung durch ständiges 

Besprengen staubfrei zu halten. 

3.30 Zusätzliche Auflagen und Bedingungen, welche während 

des Betriebes der Ausbaggerung aus wasserwirtschaft- 

lichen und landespflegerischen Gründen erforderlich 

werden, bleiben vorbehalten und konnen jederzeit 

nachträglich festgesetzt werden. 

3.31 Zur Gewährleistung der Einhaltung der Nebenbestim- 

mungen dieses Bescheides ist eine Sicherheitslei- 

stung in Höhe von 20.000,-- DM bei der Kreisverwal- 

tung Germersheim bis spätestens 1.8.1992 zu hinter- 

legen. 

Vor Erbringung der Sicherheitsleistung darf mit der 

Kiesausbeute nicht begonnen werden. 

4. Die nachträgliche Anderung oder Festsetzung von Nebenbe- 

stimmungen bleibt im öffentlichen Interesse vorbehalten. 

5. Die festgesetzten Nebenbestimmungen stellen Anordnungen 

i.S.d. § 128 Abs. 1 Nr. 23 LWG dar. Zuwiderhandlungen 

dagegen konnen mit einer Geldbuße geahndet werden, sofern 

nicht § 41 Abc. 1 Nr. 11 WHG Anwendung findet. 



6. Für die Entscheidung wird eine Verwaltungsgebühr in Höhe 

von 2.484,-- DM (in Worten: Zweitausendvierhundertvier- 

undachtzig Deutsche Mark) festgesetzt und Auslagenersatz 

in Höhe von 6,-- DM (in Worten: Sechs Deutsche Mark) er- 

hoben (Gesamtkosten: 2.490,-- DM). 

Die Kosten fallen dem Antragsteller zur Last und sind so- 

fort fällig. Sie sind unter Angabe der Gebuhrenliste Nr. 

63 053 an die Kreiskasse Germersheim, Konto Nr. 20 000 

147 bei der Sparkasse Germersheim-Kandel, BLZ 548 514 40, 

zu überweisen. 

L 
Die Firma Pfadt GmbH, Waldstraße 5, 6729 Leimersheim, hat 

unter Einreichung der erforderlichen Planunterlagen Antrag 

auf Feststellung des Planes für die im Betreff bezeichnete 

Abbaumaßnahme gestellt. 

Die Behörden und Stellen, deren Interessen durch die bean- 

tragte Maßnahme berührt sein können, wurden unterrichtet und 

hatten Gelegenheit zur Außerung. 

Im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens wurde von der Ver- 
bandsgemeindeverwaltung Rulzheim und der Ortsgemeinde Lei- 

- mersheim vorgetragen, daß eineri Kiesabbau auf den vorgenann- 

'L 
ten Grundstücken nicht zugestimmt werden könne. 

Begründet wird die Versagung der Zustimmung zum einen damit, 
daß die Festsetzungen des seit Mai 1983 verbindlichen 

Flachennutzungsplanes der Verbandsgemeinde Rulzheim für die 

zur Kiesausbeute vorgesehene Flache eine landwirtschaftliche 

Nutzung vorsieht. 

Zum anderen bestünden bereits Ca. 10 % der Fläche der Gemar- 

kung Leimersheim aus Baggerseen. Hierdurch sei nach Ansicht 

der Ortsgemeinde die Gefahr einer Grundwasserbeeintrachti- 

gung nach heutigen Erkenntnissen nicht auszuschließen. 
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Erstgenannter Versagungsgrund war Gegenstand eines Verwal- 

tungsstreitverfahrens, welches mit Urteil des OVG Koblenz 

vom 26.9.1991, Az.: 1 A 10311/89 OVG, beschieden wurde. 

Die diesbezüglich von der Ortsgemeinde vorgebrachten Beden- 

ken werden durch vorgenanntes Urteil zurückgestellt. 

Zitat des OVG-Urteils vom 26.9.1991, S. 14: 

"Ein Versagungsgrund kann insbesondere nicht daraus herge- 

leitet werden, daß das Vorhaben den Darstellungen des Fla- 

chennutzungsplanes widerspricht. Die im Flächennutzungsplan 

konkretisierte örtliche Planungskonzeption ist zwar ein öf- - 
fentlicher Belang im Sinne von F, 35 Ais. 3 Satz 1 (1. Spie- 

L 
gelstrich) BauGB und kann auch gegenüber einem privilegier- 

ten vorhaben nach Abs. 1 der Vorschrift von Bedeutung sein. 

Sie kann jedoch dem Vorhaben der Klägerin deshalb nicht 

entgegengehalten we.rden, weil sie gemäß § 35 Abc. 3 Satz 2, 

2. Halbsatz BauGB durch die uberortliche Planungskonzeption, 

die in dem inzwischen verbindlich gewordenen regionalen 

Raumordnungsplarr Rheinpfalz ihren Niederschlag gefunden hat, 

verdrängt wird." 

Insoweit kann aus der Argumentation der Verbandsgemeindever- 

waltung Rülzheim bzw. der Ortsgemeinde Leimersheim kein Ver- 

- sagungsgrund für 0.g. Maßnahme abgeleitet werden. 

t 
Weiterhin wird von Seiten der Ortsgemeinde vorgebracht, daß 

durch die beabsichtigte Erweiterung der Wasserfläche die Ge- 

fahr einer Grundwasserbeeinträchtigung nicht auszuschließen 

sei. 

Dieses Argument wird von den im Verfahren beteiligten tech- 

nischen Fachbehörden (Staatl. Amt für Wasser- und Abfall- 

wirtschaft in Neustadt/Weinstr. und Landesamt für Wasser- 

wirtschaft in Mainz) als für die Beurteilung der wasserwirt- 

schaftlichen Auswirkungen dieser Maßnahme zuständigen Stel- 

len nicht geteilt. 



Insofern liegt hiermit kein Versagungsgrund für die bean- 

tragte Maßnahme vor. 

Im übrigen hat das Oberverwaltungsgericht Koblenz in seinem 

Urteil vom 26.9.1991 die Kreisverwaltung Germersheim ver- 

pflichtet, unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerich- 

tes (Zitat des OVG-Urteils) zu entscheiden und hat eine Re- 

vision nicht zugelassen. 

Weitere Gründe des Wohls der Allgemeinheit, die eine Versa- 

gung der beantragten Planfeststellung gerechtfertigt hätten, 

liegen nicht vor. Daher konnte dem Antrag auf Planfeststel- 

lung unter Festsetzung der im öffentlichen Interesse notwen- - 
digen Nebenbestimmungen und Hinweise stattgegeben werden. 

$4 

Die Zuständigkeit der Kreisverwaltung Germersheim als Untere 

Wasserbehorde ergibt sich aus den § §  72 Abs. 7, 105 Abs. 1 

und 107 Abs.1 LWG. 

Die Kostenentscheidung beruht auf dem § 113 Abs. 1 Satz 1 

LWG i.V.m. den § §  1 ff. Landesgebührengesetz für Rheinland- 

Pfalz (LGebG) und § 1 (Tarif-Nr. 1.4.2) Besonderes Gebühren- 

verzeichnis. 

Rechtsbehelfsbelehning 

- 
I 

Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach 

Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist 

schriftlich oder zur Niederschrift bei der Kreisverwaltung 

Germersheim, 6728 Germersheim, Luitpoldplatz 1, einzulegen. 



Bankkonten: 

Kreisvewaltung Sparkasse Gennersheim-Kandd (BK 518 514 40) 
Kto.Nr. 20 000 147 oder 8136 

I; Pmtgimamt Ludwigshafen (8%'545 100 67) 

Germersheim Kto.Nr. 54 306 73 
VR-BANK LandauiRUlzheim (611.548 62500) 
Kto.Nr. 10 700 10 
Munguei ten:  
Montag bis Freitag von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 

. Donnerstag Nachmittag von 13.30 Uhr bis 18.00 Uhr 
: Hausanschri5k 76726 Genersheirn 

~ r m  i m - 76775 0emrerrhdrn 

Einschreiben 

Firma 
Pfadt ~ m b i  
Waldstraße 3 - 5 

76774 Leimersheim 

Dienstgebäude: 
Luitpoldplatz 1 
Telefon: (07274) 53-0 
Telefax (07274) 53-299 
Zuständig: 
Herr Fliehmann 
Telefon-Durchwahl: 53-236 
Aktenzeichenr 661-20/51/99 

Datum: 23.03.2000 

Vollzug der~WFasergesetse;~ 
Antrag der Fa,-Pfa&.:Gm6H, Waldstraßb 3-5, 76774 Leimersheim, auf .Durchführung eines 
~lanfeststellung$v~~~.hrek . . . , . >,: gem. 31 ' Wasserhaushaltsgesetz (WHG). für die ~e&tel lung 
einer Wassef iCich~j~.Zuge des. Kiesabbaus. in den Gewannen .Breitstilcke", „Hohenäckef',- 
.Kirchturm". . . ~ a n ~ e : ~ r a ~ ä r t e n " ,  .Krummstücke", „Mitten im Feld, .Kurze Grasgärten", 
.,Jostwiese"~und,'&anfäckef, in der Gemarkung Leimersheim 

i ,. 

Aufgrund ;g &%:j\Rca$se~ha~shaltsges& _, ... 5 . , (WHG), in  der Fassung der Bekanntmachung vom ' . 

12.1 1 . 1 ~  ( E i ~ ~ l : ~ ~ ' S . j 6 9 5 ) ,  zuletzt geändert durch das -ZweiteGesetz zur Andening des 
Bundesnattircehti~,es&es vom 30:04.1998-(BGBI. I S. 823) und 5 72 Landeswasserge- . '. 

setz (LW.G]# ikd&'Fassung ~oml4.12.1990 (GVBI. 1'991 C. 11'). erlässt die Kreisvewaltung 
~ e r m e r s h e j m . ~ ~ h d e n  . . , . . , 

1 .Dsr -PI--der 'Fha.  .Pfadt ~ m b ~  für die Herstellung einer Wasserfiäche im Zuge des 
~ s @ b a u ~ ,  i n  d&'~ewannen ,Breitstücke", .Hohenäcker". .Kirchturm", „Lange Grasgäm". 
,Knmirnstweei .Mitten. im: Feld"., ,.Kurze Grasgärten". ,,Jostwiese" und "Hanfäcker", in der 
C?iW@~g~ei&heim, . . wird festgestellt. 

2 Oruridlage und Bestandteil dieses Pianfeststellungsbesdilosses bilden folgende, mit dem 
Planfeststellungsvwmerk der KreisveMaltung Germersheim vom 23.03.2000 und dem Prijf- 
vermerk der Struktur- und Geoehmigungsdirektion (SGD) Süd. Regionalstelle Wasmir t -  
schafl, Abfaliwirtschafl und Bodenschutz NeustadtMlstr. versehenen Unterlagen: 

2.1 Antrag zum.Gewässerausbau gemäß § 31 WHG vom 24.03.1999 

2.2 Umweiivertpglichkeitsstudie mit Abbauplanung und integrierter landschaflspflegeri- 

-, 
sch8r Begkitplanung vom Dezember 1998, mit den Teilen A (Textteil), B (Kartenteil) 
und C (Numerisches Grundwassermodell - Ergebnisbericht); Planungsbüro: Dip!.-lng. 

i-.J Hans-Peter Schmitt, Projektleitungl -bearbeitung: Dipl.-lng. Gunter Nied 
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i 3 Der Planfeststellungsbeschluss ergeht unter folgenden Nebenbestirnrnungen und Hin- 
weisen: 

3.1 Das Vorhaben ist entsprechend den genehmigten Antragsunterlagen auszuführen. Die 
dann enthaltenen Bemerkungen sind zu beachten. 

3.2 Sollte bei der Ausführung des Vorhabens festgestellt werden. daß Änderungen der 
genehmigten Pläne oder weitere wasserwirtschaitliche Maßnahmen erforderlich sind. 
so ist hierfür ein Planändemngsverfahren gemäß 5 31 WHG durchzuführen. Bei we- 
sentlichen Änderungen bzw. Ergänzungen sind Tekturpläne einzureichen. 

3.3 Der Planfeststellungsbeschluss gewährt nicht das Recht, Gegenstände, Gmndstücke 
und Anlagen. die im Eigentum eines anderen stehen, in Gebrauch zu nehmen, wenn 
die privatrechtliche Befugnis dazu nicht vorliegt. Ebenso gewährt er nicht das Recht, 
Parkplatze, Bauwerke und Einzäunungen zu errichten. 

Regelungen und Vereinba~ngen in privatrechtlichen Vemägen lassen die im Planfest- 
stellungsbeschluss~getroffenen Festlegungen unberührt. 

3.4 Eytl. erforderlich werdende bauliche Anlagen wie 2.B. Büro. Lager, Werkstatt, Verlade- 
anlagen, Aufbereitungsanlagen etc.. bedürfen gesonderter bau-. Wasser- bzw. immis- 
sionsschutzrechtlichen Genehmigungen. 
Eine Eigenbetriebstankstelle auf dem Gelände ist aufgrund dieses Bescheides nicht 
zulässig. 

3.5 Alle baulichen Anlagen sind entsprechend den anerkannten Regeln der Technik zu er- 
richten. Die „Deutschen Industnenormen" (DIN) und die zusätzlichen Technischen 
Vorschriften sind zu beachten. 

ZLun Schutz, der im Weg (Flur-Nr. 2716) verlegten Hauptwasserleitung. müssen im 
Rahmen der Kreuzung mit dem Landband geeignete Schutzvorrichtungen 
(Sthutzrohre, Lastverteilung 0. ä.) vorgesehen werden. Diese Schutzmaßnahmen sind 
rechtzeitig vor Beginn der Maßnahme mit der Wasserversorgung Germersheher 
Südgruppe in Jockgrim abzusprechen. 
Weiterhin muss die Überfilhmng über das vorgenannte Betonrohr DN 2000 so gestal- 
tet sein, dass die Nutzung durch landwirtschaftliche Nutzfahrzeuge nicht beeinträchtigt 
wird ( max. 4 % Steigung, Aufnahmelast mindestens 40 t). 

üii über die beantragte AbbauRache verlaufenden 20-kV-Freileitungen, werden verlegt 
'und entlang des Wirtschafkweges Flur-Nr. 2716. innerhalb des 15 m Abstandsstreifen 
zum künftigen Gewässer geführt. Geplante Ptianmaßnahmen im Bereich der künfti- 
gen Freiteitungstrasse (insbesondere die evtl. Änderung von Baumpflanzungen in 
Strauchpflanzungen) im Zuge der Rekultivierung des künftigen Gewassers sind nach 
Abstimmung mit der unteren Landespflegebehörde .entsprechend zu modifizieren. 
Hinsichtlich der Tätigkeiten In der Nähe elektrischer Freileitungen, wird diesem Plan- 
feststellungsbeschlucc ein entsprechendes Merkblatt beigefügt. 

3.6 Baustoffe, Bauteile, Bauarten sowie die dazugehörenden sonstigen Ausstattungen 
sind so zu wählen. dass sie sicher den zu erwartenden Beanspruchungen standhalten. 

Die 55 18 bis 26 LBauO gelten entsprechend. 

3.7 Den Wasserbehörden, der SGD Süd, Regionalstelle Wasserwirtschafl, Abfaliwirtschaft 
und Bodenschutz NeustadtMlctr. oder deren Beauftragten ist jederzeit der Zutritt zu 
der Anlage zu gestatten. 

3.8 Das Datum des Arbeitsbeginns ist der SGD Süd. Regionalstelle Wasserwirtschaft, Ab- 
fallwirtschaff und Bodenschutz NeustadWstr. über die Kreisverwaltung Germersheim 
mindestens 14 Tage vorher schriftiich anzuzeigen. 
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. 
Der Abschluß der Arbeiten ist ebenfalls innerhalb von 14 Tagen anzuzeigen. Gleich- 
zeitig ist die wasserbehflrdliche Abnahme entsprechend § 95 LWG zu beantragen. 

3.9 Während der Betriebszeit ist auf der Baustelle ständig eine Kopie des festgestellten 
Planes aufzubewahren und die Anwesenheit eines Verantwortlichen sicherzustellen. 

3.10 Die Abbauunternehmerin ist bei der Durchführung der Erweiterung verpflichtet, die 
nach den Umständen erforderliche Sorgfalt anzuwenden und geeignete Vorkehrungen 
t u  treffen, um eine Verunreinigung des Gewässers, oder eine sonstige nachteilige 
Veränderung dessen Eigenschafl zu verhüten. 

Dies bedeutet msbesondere: 

- Verwendung phosphatfreier Schmierstoffe 

-Vermeidung von Tropfverlusten an den Schmierstellen 

- Kontrollierte Rücksiandsentsorgung in den Maschinen 

- Wasserschmierung von Förderaggregaten (Wasser ohne Ölschmierlast) 

Ve~nreinigungen sind der unteren Wasserbehörde unverzüglich anzuzeigen 

3.1 1 Die Grenzen der zum Kiesabbau vorgesehenen Fläche sind an allen Eckpunkten dau- 
erhaft mit mindestens 8 cm dicken, weiß gestrichenen Pfählen kenntlich t u  machen. 
Die Pfahlhöhe muss mindestens 1.00 m über Gelände betragen. 

Die FTShle sind durch die Antragstellerin vor Abbaubeginn an der Abbaugrenze zu 
setzen. 

. . 

Sollten die ~renzsteine derjeweiligen Grundstücke nicht feststellbar .sein, istdie zum 
Abbau vorgesehene G&amm~che durch die .itragstellenn vor der Pfahlsetzung amt- 
lich vermessen zu .lassen. . . 

,. . . 
. ~ 

. . . . . . .  , . . . 
. Die abgeschlossene Sehung.der Pfähie ist der SGD Süd, Regionalstelle ~asseriqirt- 

Schaft, Abfallwirtschafl und Bodenschutz Neustadt/ Wstr. über die Kreisverwaltung . . 

Germersheim mitzuteilen; damit die Abnahme vorgenommen werdenkann. 
, 

' 

Vor der Abnahme der Pfahlsetzung. durch die SGD Süd, Regionalstelle..\hlasserwirt- 
' 

schaff, Abfallwirtschafl und BodenschutzNeustadt/ Wstr., darf mit dem Kiesabbau. 
nicht begonnen werden. ~ 

. . 
.- 

. .. . . 

Die Unterhaltung der Kennzeichen bis zur Endabnahme des Abbaues geht zu Lasten 
der Planfeststellungsinhabenn. 

fm Falle ~eigentumsrechier Probleme ist es möglich, die jeweils zum Kiesabbau 
vorgesetienen Teilfl+hen W@ in Abs. I beschrieben kenntlich zu mClchen und abneh- 
men N lassen. 

3.12 Durch geeignete Maßnahmen (Verbotsschilder, Absperrungen usw.) ist slcherzustel- 
len. dass an.und M geschaffenen Gewässern kein Mull abgelagert wird. Unerlaubte 
Ablagerungen in und an dem Gewasser hat die Planfeststellungsinhaberin unverzüg- 
lich zu entfernen und zu der von der Kreisverwaltung Germersheim genannten Entsor- 
gungsanlage zu bringen. Zum Schutze der Gewässergüte sind Einleitungen aufg~nd 
dieses Bescheides nicht erlaubt. 

3.13 Das gesamte Kiesgewinnungsgelände sowie sämtliche mittelbar und unmittelbar im 
Zusammenhang mit dem Kiesabbau errichteten Anlagen sind bis zum Abschluss der 
Arbeiten zu überwachen und in einem betriebssicheren und optisch einwandfreien Zu- 
stand zu erhalten. Es 1st dafür zu sorgen, da& kein Schaden, insbesondere für die G e  
sundheit der Bevölkerung entsteht. Die nach den jeweils geltenden Bestimmungen be- 
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stehende Gewässerunterhaltungspflicht wird durch vorstehende Regelung nicht be- 
rührt. 

Schadensansprüche. die aufg~nd des Baues und des Betriebes der Anlage entste- 
hen, gehen zu Lasten der Planfeststellungsinhabenn. 

3.14 Folgende Grenzabstände sind einzuhalten: 
a) gegenüber Nachbargrundstücken 500 m. gemessen zwischen Oberkante Gruben- 

böschung und Grundstücksgrenze. 
b) gegenüber Wirtschaftswegen 5.00 m, gehessen zwischen Oberkante Gruben- 

böschung und Weggrenze, 
C) gegenüber dem im Süden an das künffige Gewässer angrenzenden Wirtschaff- 

weg (Flur-Nr. 2716) 15 m, gemessen zwischen Oberkante Grubenböschung und 
Weggrenze. 

d) gegenüber dem Baggersee "Thaläcker" 10.00 rn. gemessen zwischen Oberkante 
der beiden Gwbenböschungen. 

. . . ~ ~  . ~ ~ ~ .  .~ . . .~ 
3.15 P"wGrubenböschungen sind grundsäft~Cti'm~t'~n& TVST@utig uon 1 : 3 herzustellen. 

Die Böschungsneigung ist während des ~bbaus zu berücksichtigen und im Zucie der 
Baaaerunq herzustellen. Das festgelegte Neigungsverhältnis darf nur unterschritten 
werden, soweit es die Standfestigkeit des Bodens erlaubt, dies über ein entsprechen- 
des Bodengutachten nachgewiesen wurde und die untere Wasserbehörde die schriftli- 
che Zustimmung hierfür erteilte. Die landespflegerischen, bzw. eingrifkrechtlichen 
Konsequenzen sind aufiuzeigen und zu bewältigen. 
Die Böschungsneigung über und unter Wasser darf jedoch nicht steiler als 1 : 2 sein. 

Entstehen bei den endgültigen Böschungen durch Wellenschlag Uferabbniche im Be- 
,reich mschen den beiden Baggerseen (Thaläcker und Neuaufschluss), so sind die 
Böschungen nach Abstimmung mit der Kreisverwaltung Germersheim und der SGD 
Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaff und Bodenschutz Neustadff 
Wstr. durch Lebendverbau mittels wuchsfähiger Faschinen oder ähnlichem zu sichern. 

Jrundwas 
en werder 

3.16 ' 
"' bautiefe wird auf maximal 14.70 rn unter GOK, also auf 86.90 m ÜNN begrenz 

s zweite I oben abschließende Lettenschicht da 
~rchbrochi 

3.17 Das Abraumrnaterial darf nur an den in den Plänen ausgewiesenen Stellen eingebaut 
werden. Bei Bedarf sind in Absprache mit der Kreisvetwaltung Germersheim und der 
SGD Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaff und Bodenschutz Neu- 
stadtlll\lstr. weitere Stellen zur Ablagerung von Abraum festzulegen. 

Jeweils vor Beginn einer flächigen Abnahme von Mutterboden ist das Landesamt für 
Denkmalpflege, Kleine Pfaffengasse 10, 67346 Speyer, zu informieren, da für ein der- 
art großes Areal Neufunde nicht auszuschließen sind. 

Das Abraummaterial (mit Ausnahme des Mutterbodens) und das anfallende, nicht 
verwertbare Baggergut. ist zur Wiederverfüllung. der in den Gewannen "Hanfäckef 
und Jostwiese" entstehenden Wasserfläche zu verwenden. 

Sollte sich herausstellen, dass das Abraumrnaterial und das nidit verwertbare Bag- 
gergut nicht ausreicht, ist eine Planänderung zu beantragen. 

- 
Die Verwendung von Fremdmaterial für die Maßnahme ist nicht zulässig. 

3.18 Der Abbau und die Rekultivierung hat zeitlich und räumlich in geordneten Abschnitten 
gem. dem Abbauplan zu erfolgen. 

Die Rekultiviewng des Baggersees soll grundsätzlich in Anlehnung auf die DVWK Re- 
gel 10811992 erfolgen. 

Ein neuer Abschnitt gemäß dem Abbauplan mit definierten Abbauabschnitten darf je- 
weils erst dann in Angriff genommen werden. wenn der Ausgleich für den Eingriff in die 
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Natur und Landschaft, für den kommenden Abbauabschnitt nachgewiesen und der 
Abbau sowie die Rekuitivierung des vorletzten Abschnittes abgeschlossen und von der 
SGD Süd, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Bodenschutz Neu- 
stadWstr. abgenommen worden ist. 

3.19 Nach Beendigung des Kiiabbaues sind von dem Abbaugelände, den B6schungen 
und der Sohle der Baggergwbe alle Einbauten. einschließlich der Fundamente zu 
entfernen. 

3.20 Nach Abschluss der Bagge~ng, jedoch spätestens bei der Abnahme, sind der Kreis- 
Verwaltung Germersheim und der SGD Süd. Regionalstelle Wasserwirtschafl, Abfall- 
wirtschaft und Bodenschutz Neustadff Wstr. Bestandspläne mit vollständigem Erläute- 
rungsbericht vorzulegen. Aus den Unterlagen muss folgendes erkennbar sein: 

a) genaue Baggerseevermessung (Lageplan mit Höhenlinien) 

b) Querprofile im Abstand von 30 m 

C) die mittlere Kieslager nach oben abschließende Trennschicht 

Dies gilt für die gesamte nach der Erweiterung entstandene Seefläche, mit Ausnahme 
der Flächen, bei denen bereits eine wasserbehördliche Abnahme erfolgte. 

3.21 Der SGD Süd. Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft und Bodenschutz 
NeustadüWstr. ist über die Kreisverwaltung Germersheim jährlich. jeweils zum 01.01., 
erstmals 1 Jahr nach Beginn der Maßnahme, ein aktueller Abbau- und Rekultivie- 
rungsplan (2-fach) vorzulegen, dem der Abbaustand und der Vollzug der in Ziffer 3.23 
Abs. 2 dargestellten Maßnahmen zu entnehmen ist. Aus dem Abbauplan muß auch die 
erreichte Tiefe ersichiiich sein. Die erreichte Tiefe kann mittels der Baggerscheibe 
nachgewiesen werden. 
Alle 5 Jahre ist die Tiefe mittels einer Echolotierung nachzuweisen. 

Von der Vorlage der Planunterlagen kann abgesehen werden. wenn seit der vorherge- 
henden Planvorlage kein Kiesabbau stattgefunden hat. 

, 
3.22 Zur Beobachtung der Veränderung des Wasserstandes hat der.Antragsteller. in Ab- 

. sprache mit der SGD Süd. Regionalsteife Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaff und B& 
denschutz NeusfadWstr. einen ~aiten~egel im neuen Baggersee zu errichten und zu 
unterhalten. Der Pegel ist jeweils montags abzulesen. Die Messergebnisse sind in ei- 
nem Beobachtungsbuch, welches von der SGD Sild, Regionalstelle Wasserwirtschaft, 
Abfallwirtcchaft und Bodenschutz NeustadüWstr. zur Verfügung gestellt wird. einzutra- 
gen und mit dem Abbau- und Rekultivierungsplan vorzulegen. 

Ebenso sind die zur Erkundung des geologischen und hydrogeologischen Ist-Zu- 
standes eingerichteten Grundwassermessstellen jeweils montags abzulesen und fest- 
zuhalten. 

3.23 Das Vorhaben stellt gemäß 5 4 Abc. 1 Nr. 6 LPRG einen Eingriff in Natur und Land- 
schafl dar. Zudem kann es den Schutnweck der berührten Landschaftsschutzverord- 
nung .Pfälzische Rheinauen" beeinträchtigen. 

Zur Bewältigung der naturschutzrechflichen Eingriffsregelung und zur Gewährleistung 
des Schutzzweckes der vorbeschriebenen Landschaftsschutzvemrdnung sind die in 
der Umweltverträglichkeitsstudie mit integrierter landschaftspflegerischer Begleitpla- 
nung beschriebenen und dargestellten Vermeidungs-, Minimierungs- Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen zeitnah und Zug um Zug im Laufe des hiermit planfestgestellten 
Kiesabbaues zu benicksichtigen und zu vollziehen. 

Steilwände, die im Zuge des Abbaues entstehen und als Brut- und Wohnplätze für U- 
ferschwalben dienen, dürfen in der Zeit vom 01. März bis 01. September nicht zerstört 
werden. 
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3.24 Aus gewässerökologischer Sicht sind sowohl während und nach dem Kiesabbau Be- 
einträchtigungen des Sees und seiner Biozönose durch Freizeit- und Erholungsaktwi- 
täten (Surfen, Baden, Bootfahren etc.) auszuschließen, bzw. vom Gewässereigentü- 
mer zu untersagen. 

Nach Beendigung der Kies- und Sandentnahme steht die Wassertläche ausschließlich 
dem Arten- und Biotopschutz zur Verfügung. 

§ 36 Abs.3 LWG, welcher die Eröffnung des Gemeingebrauches durch Rechtsverord- 
nung regelt. bleibt durch diesen Bescheid unberührt. ' 

Die Fischerei darf nur aufgnind der Verpflichtung, im Rahmen der eigenen Leistungs- 
fähigkeit einen der Größe und Beschaffenheit des herzustellenden Gewässers ent- 
sprechenden Fischbestand zu hegen und zu erhalten, ausgeübt werden. Hierbei sind 
die Renaturierungs- und Rekultivierungsziele, bzw. -maßnahmen in den entsprechen- 
den Uferzonen zu gewährleisten. 
Die Anfütterung ist untersagt. 

3.25 Der Abtransport des abgebauten Materials hat, zur Entlastung des Durchgangsver- 
. kehrs in der Ortsgemeinde Kuhardt, mit Ausnahme des örtlichen Bedarfs, nach Her- 

stellung eines beabsichtigten Betriebsweges, zwischen der L 553 und der K 6, über 
diesen zu erfolgen. 

Der Betriebsweg ist nicht Inhalt dieser Planfeststellung. Die für den Betriebsweg er- 
forderliche Genehmigung bleibt einem separaten Verfahren vorbehalten. 

Der bestehende Zufahrtsweg von der L 553 zum Kieswerk der Firma Pfadt GmbH ist 
staubfrei auszubauen. 
Nach Beendigung des Kiesabbaues ist dieser Zufahrtsweg zurückzubauen und der ur- 
sprüngliche landwirtschaftliche Erdweg wieder herzustellen. 

3.26 Bei der An- und Abfahrt zur Kiesgewinnungsanlage ist auf die ungehinderte Ausübung 
der Landwirtschaft Rücksicht zu nehmen. Die Zufahrt zu den landwirtschaftlich ge- 
nutzten Grundstücken muss gewährleistet sein. 

3.27 Die Gewässerausbaumaßnahme wir bis zum 31.12.2015 befristet. Sollte die Ausbau- 
mal3nahme bis zu diesem Zeitpunkt nicht durchgeführt sein, ist rechtzeitig, spätestens 
6 Monate vor Fnstablauf, ein Antrag auf Verlängetung zu stellen. Die Wirksamkeit der 
Nebenbestimmungen und Hinweise bleibt auch über diesen Zeitpunkt hinaus unbe- 
rührt. 

3.28 Zur Gewährleistung der Einhaltung der Nebenbestimmungen dieses Bescheides ist ei- 
ne Sicherheitsleistung in Höhe von 100.000,- DM bei der Kreisvewaltung Gemers- 
heim innerhalb von zwei MonHen nach Bestandskraft dieses Bescheides zu hinterle- 
gen. 

3.29 Zusätzliche Auflagen und Bedingungen, welche während des Betriebes der Ausbagge- 
rung aus öffentlich-rechtlicher Sicht und aus G ~ n d e n  des Wohls der Allgemeinheit 
erforderlich werden. bleiben vorbehalten und können jederzeit nachträglich festgesetzt 
werden. 

4 Die festgesetzten Nebenbestimmungen stellen Anordnungen gemäß § 128 Abs. I Nr. 23 LWG 
dar. Zuwiderhandlungen dagegen können mit einer Geldbuße geahndet werden, sofern nicht 
§ 41 Abs. 1 Nr. 11 WHG Anwendung findet. 
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5 ~ ü r  diese Entscheidung wird eine Verwaltungsgebühr in Höhe von 28.339,OO DM(in Worten: 
achtundzwanzigtausenddreihundertneununddrei~i~ Deutsche Mark) festgesetzt. 

Die ~osten fallen dem Antragsteller. zur ~ a i t  und sind sofort fällig. Sie sind unter Angabe der 
Gebührenliite Pk-Nr. 017 - 714 - 000194 an die Kreiskasse ~ermersheim. Konto-Nr. 20 000 
147 bei der Sparkasse Germercheim-Kandel. BLZ 548 514 40, zu überweisen. 

, . . ~ . . 

G r ü n d e :  

Die Firma Pfadt GmbH hat unter Einreichung der erforderlichen Planunterlagen Antrag auf Feststellung 
des Planes für die im Betreff bezeichnete Ausbaumaßnahme gestellt. 

Die Behörden und Stellen, deren Interessen durch die beantragte Maßnahme berührt sein können, 
wurden unterrichtet und hatten Gelegenheit zur Äußerung. 

Die Planunterlagen lagen im Zeitraum vom 02.11.1999 bis 01.12.1999 öffentlich aus. 

Im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens wurden Einwendungen vorgebracht, die während des 
[I -p Erörterungstermines am 24.01.2000 ausgeräumt werden konnten, bzw. denen durch Nebenbestim- 

X. mungen in diesem Bescheid Rechnung getragen wurde und dadurch zu erwartende Beeinträchtigun- 
gen verhütet oder ausgeglichen werden. 

Hinsichtlich der Einwendungen der ~andwirischaftkammer, dass ein externer Ausgleich auf landwirt- 
schaftlichen Nutzflächen im Bereich der Gewanne Auwiesen' nicht erforderlich sei, da nach ihrer An- 
sicht der ~aides~flegerische Ausgleich bereitsvor Ort, durch die Herstellung des Gewsssers und sei- 
ner Ufer auf einer ehemaligen landwirtschaftlich genutzten Fläche, bereits erbracht würde. ist folgen- 
des anzuführen: , 

Bei der Festlegung der ~usgleichsfläche sind nicht nur landespflegerische ~elange,sondern auch das 
- verlorengehende~chutzgut Boden zu berücKsichtigen. Deshalb ist es, aufgrund gesetzlicher Vorga-. 

ben, unumgänglich, zusätzlichzum Ausgleich vor Ort, auch auf einen externen Ausgleich zurückzu- ' 

greifen. Zielflächen hierbei sind grundwasser- und fließgewässekensible Bereiche, insbesondere. 
Dmckwasserbereiche.überschwemmungsfl,ächen und Gewässerränder, also Flächen, die ein6rseits 
ackerbaulich nur eingeschränkt nutzbar sind und apdererseits größtenteils weiterhin oder wieder land- 
wirtschaftlich alsDauergiünland genuwwerden können. 
Zudem wird angestrebt. die o:g. Ersatunaßnahmeflächen im Bereich kuwiesen". im Rahmen eines 

.' Bodenordnungsverfahrens, in Abstimmung mit der örtlichen Landwirtschaft, der Ortsgemeinde Lei- 
mersheim und allen sonstigen Trägem öffentlicher und privater Belange, festzulegen. Die Agrarstmktu- . '  

. , r . relle Vorplanung hierzu wurde durch das Kulturamt ~eustadt durchgeführt. Dabei erfolgten Abstim- 
L- mungsgespr'äche mit den örtlich.berührte6 Landwirten. Hierzu wurde ein von der örtlichen Landwirt- 

schaft und Landespflege getragenes Biotopvemetzungskonzept erarbeitet und berücksichtigt.. 

Etezüglich der ~inwendungen des 'geologischen Landesamtes, dass externe ~o'mpensationsmaßnah- 
men im Bereich von Rohstoffsicherungsflächen, im vorliegenden Fall im Bereich der Auwiesen", nicht 
befürwortet werden können, ist klarzustellen. dass 
die Flächen in. der Gewanne Auwiesen" im regionalen 'Raurnordnungsplan (ROP). als "weitere ffir die 
Gewinnung von Rohstoffen bedeutsame Fläche" dargestellt ist. 
Dem Raumordnerischen Entscheid der Bezirksregierung Rheinhessen-Pfalz - obere ~andes~lanun~s- 
behörde ,vom 21.04.1997, Az.: 301437-22-192196 ist jedoch zu eninehmen, dass im Gegenzug zu der 
Zulassung dffi Kiabbaues in der Gewanne .Scheidgraben", in der Gemarkung Kuhardt. auf die im 
ROP als "weitere für die Gewinnung von Rohstoffen bedeutsame Fläche" ausgewiesene Fläche, i n  der 
Gewanne Auwiesen", in der Gemarkung Leimersheim verzichtet wird, da ein Kiesabbau in diesem 
Bereich aufgrund vorhandener zahlreicher- SchuMlächen nach § 24 Landespflegegesetz (LPRG), nur 
sehr schwer und allenfalls inselhafl statifinden könnte. 
Irn Rahmen der Fortschreibung des ROP und des in diesem Zusammenhang erarbeiteten ~utzungs-: 
konzeptes für die Rohstoffsichehng, besteht die Absicht, den Bereich der Gewanne Auwiesen" nicht 
mehr als Rohstoffsichewngsfläche darzustellen. 
Die im Verfahren beteiligte Planungsgemeinschafl erhob aus regionalplanerischer Sicht keine Einwen- 
dungen gegen das Vorhaben der Fa. Pfadt GmbH. 
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Zu den Einwendungen des Landesverbandes der Deutschen Gebirgs- und Wandervereine e. V., dass 1 das Abbauvorhaben im Bereich eines Landschaflsschutzgebietes liege. der Erholungswert der Naher- A 
holungsgemeinde Leimersheim gestört würde. dass sich die Zahl der Transport-LKW erhöhen würde 
und die Verbandsgemeinde Rülzheim, sowie die Ortsgemeinde Leimersheim Einwendungen gegen 
den Kiesabbau hätten, ist zu erläutern, dass 
i gemäß g 6 Abs. 1 Ziffer 7 der Rechtsverordnung uber das Landschaftsschutzgebiet „Pfälzische 

Rheinauen" dem Abbau von Bodenschätzen, für die eine behördliche Abbaugenehmigung erteilt ist, 
die Ausweisung als Landschaflsschutzgebiet nicht entgegen steht. Außerdem ist die geplante Ab- 
baufläche im regionalen Raumordnungsplan als ,,Vorrangfläche für die Rohstoffgewinnung" ausge- 

i wiesen. Auf Flächen, die als „Vorrangflächen für die Rohstoffgewinnung" dargestellt sind, soll die 
Rohstoffgewinnung Vorrangvor allen anderen Nutzungsarten haben und darf durch andere Nut- 
Zungen nicht ausgeschlossen oder wesentlich beeinträchtigt werden. 

i die Abbaumaßnahme ausschließlich auf landwirtschaftlichen Nutzflächen erfolgen wird. Weiterhin 
ist als Folgenutzung der Arten- und Biotopschutz sowie eine vielfältige See- und Seeufergestaltung 
vorgesehen, so dass hinsichtlich des Erholungswertes des betroffenen Bereiches eher eine Ver- 
besserung zu erwarten ist. 

H aus den Antragsunterlagen ersichtlich ist, dass keine ProduMionssteigerung vorgesehen ist. Des- 
halb ist auch mit einer Erhöhung des Transportsverkehrs nicht zu rechnen. Der geplante Betriebs- 
weg zwischen der L 553 und der K 6 dient vorrangig der Entlastung der Ortsgemeinde Kuhardt, 
durch welche derzeit der Kiestransport erfolgt und nicht der Aufnahme eines erhöhten Transport- 

-9 auikommens. 
H weder von der Verbandsgemeinde Rülzheim, noch von der Ortsgemeinde Leimersheim im Verfah- 

ren Einwendungen gegen das Vorhaben vorgebracht wurden. 

Bezüglich der Einwendungen der Landes-Aktions-Gemeinschafl Natur und Umwelt Rheinland-Pfalz e. 
V. (LAG), dass zusätzliche Flächen, zu den bereits beantragten, verfüllt werden sollten und dass nur 
29 % der zu erbringenden Ausgleichsmaßnahmen in den Planunterlagen nachgewiesen wären. ist zu 
erklären. dass 
i für weitere Verfüllflächen kein örtlich anfallendes Material zur Verfügung steht. Eine Verfüllung mit 

Fremdmaterial ist grundsätzlich, mit wenigen begründeten Ausnahmefällen, abzulehnen. Außerdem 
- ist es sehr problematisch, auf dem Markt geeignetes Verfüllmaterial in einer derartig großen Menge 

zu erhalten. 
es sich bei den 29 % um den nachgewiesenen Anteil externer Ausgleichsmaßnahmen handelt, so 
dass in den Antragsunterlagen ein Gesamtausgleich (vor Ort und extern) von über 65 % nachge- 
wiesen wurde. 
Zur Sicherstellung, dass der restliche Ausgleich auch tatsächlich realisiert wird, wurde ein Abbau- 
plan mit 5 Abbauabschnitten erarbeitet. Die bereits nachgewiesenen Ausgleichsmaßnahmen de- 
cken dabei den Eingriff in den Abbauabschnitten 1 bis 4 ab. Bevor Abbauabschnitt 5 begonnen 
wird, sind dann die entsprechenden externen Ausgieichsmaßnahmen nachzuweisen. Vorrang er- 

r7 halten hierbei Ausgleichsmaßnahmen im Bereich der Gewanne Auwiesen". 

Die Schutzgemeinschafl Deutscher Wald wandte ein, dass die Kompensationsmaßnahmen unzurei- 
chend dargestellt wären. Diesbezüglich verweisen wir auf die Ausfühningen zu den Einwendungen der 
LAG 

Die Gesellschafl für Naturschutz und Ornithologie in Rheinland-Pfalz (GNOR) und die Pollichia erho- 
ben gemeinsame Einwendungen bezüglich der Ausgleichsfläche, welche nur zu 29 % nachgewiesen 
wäre, dass die Ausgleichsfläche zu klein bemessen wäre, dass während des Abbaus entstehende 
Steilufer als Lebensraum für die Uferschwalben in der Zeit vom 01. März bis zum 01. September nicht 
zerstört werden dürften und forderten, dass eindeutige Vorgaben für die Folgenutzung des entstehen- , 
den Baggersees. Zu den Einwendungen ist folgendes darzulegen: 
i hinsichtlich des nachgewiesenen Ausgleiches von 29 %, verweisen wir auf die Ausführungen zu 

den Einwendungen der LAG 
i Bezüglich der Berechnung bzw. Herleitung der Ausgleichflächen für die beeinträchtigten Boden- 

funktionen ist folgendes zu erläutern: 
Zur Gewährleistung eines Flächenbezugs bei der Betrachtung und Bewertung der Funktionsver- 
luste und -gewinne beim Schutzgut Boden nutzte der UVS-Sachverständige Funktionseinheiten 
(FE), die jeweils Produkte aus der jeweils abgegrenzten Fläche und den unterschiedlichen Nutzun- 

A gen zugeordneten Bewertungsfaktoren (BF) darstellen. Die Gegenüberstellung der Bodenfunkti- 
V' 
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f onseinheit vor und nach dem Rohstoffabbau ermittelt ein Defizit, das.im Abbaubereich nicht kom- 
P pensierbar ist. 

Zur Herleitung der extern zu erbringenden Flächen wurde das Defizit durch den BF 2 dividiert. Bei 
der BegNndung zu diesem Rechenschritt steckt in der Hinsicht ein Fehler, dass dies eine Boden- 
funktionsverbesserung um zwei Stufen unterstellt. 
Die prüfende zuständige Untere Landespflegebehörde bei der Kreisvenvaltung Germersheim hat 
dies aus nachfolgehden Gründen akzeptiert: 
Die Zielflächen für externe Ausgleichsmaßnahmen im oben beschriebenen Sinne sind die aktuell 
ackerbaulich genutzten, vom Druckwasser des Rheins regelmäßig überstauten Flächen. Diese 
Zielflächenvorgabe ermöglicht eine höchstmögliche Bodenfunktionsverbesserung, deren Differenz 
wesentlich höher als 1 Wertfaktor darstellt. 

Darüber hinaus ist auch beachtlich, dass bei der bodenfunktionalen Betrachtung der Verhältnisse 
im tieferen Wasserbereich (ab 3 m Wassertiefe) vor und nach dem Abbau aufgrund der Vorbelas- 
tungen durch die ackerbauliche lntensivnutzung eine Entwertung um wiederum 1 Wertfaktor nicht 
unterstellt werden kann. 
Letztendlich erscheinen im Hinblick auf das Schutzgut Boden die vom UVS-Sachverständigen her- 
geleiteten Eingriffs- und Ausgleichsflächenrelationen vor dem Hintergrund der Prognosen für die 
anderen UVP-relevanten Schutzgüter, insbesondere Arten und Biotope und der Renaturiemngs- 
und Rekultivierungsplanung sowie der Ersatzmaßnahmenperspektiven im Gemarkungsbereich 

-r\ Auwiesen" plausibel. 
i zur Erhaltung der Lebensräume der Uferschwalben, wurde in Ziffer 3.23 der 3. Absatz eingefügt. 
i zur Folgenutzung des Baggersees ist festzuhalten, dass dieser künftig dem Arten- und Biotop- 

schutz gewidmet wird. Die Darstellung eines Naherholungsbereiches am südlichen Ufer wurde auf 
Wunsch der Ortsgemeinde Leimersheim nachrichtlich eingefügt. 'Eine evtl. Zulassung des Gemein- 
gebrauches an künstlichen Gewässern wäre einem gesonderten Verfahren vorbehalten, welches 
mit den Erlass einer Rechtsverordnung abgeschlossen würde. 

Der Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) machte Einwendungen geltend, weil das 
Planungsgebiet im LEP I11 als Kernraum für den Arten- und Biotopschuh ausgewiesen wäre, dass kein 
Gesarntkonzept für den Kiesabbau vorläge, welches für die Abgabe einer Stellungnahme notwendig 
wäre, dass die Ausgleichsfläche zu klein bemessen wäre, dass künftige Ausgleichsmaßnahmen in der 
Gewanne Auwiesen" nicht klar vorgegeben seien, dass die Folgenutzung des Baggersees nicht klar 
ersichtlich sei und dass während.des Abbaus entstehende Steilufer als Lebensraum für die Ufer- 
schwalben in der Zeit vom 01. März bis zum01. September nicht zerstört werden dürften. Hierzu ist 
folgendes darzulegen: 

neben der Darstellung der künftigen Abbaufläche im LEP III als Kernraum für den Arten- und Bio- 
topschutz, 'ist die Fläche auch als Raum mit Bedeutung für die Rohstoffgewinnung ausgewiesen. 
Außerdem ist die geplante Abbaufläche im rechtskräftigen regionalen Raumordnungsplan als 

A .Vorrangfläche für die Rohstoffgewinnung' ausgewiesen. Auf Flächen, die als,,Vorrangflächen für 
die Rohstoffgewinnung" dargestellt sind, soll die Rohstoffgewinnung Vorrang vor allen anderen Nut- 
zungsarten haben und darf durch andere Nutzungen nicht ausgeschlossen oder wesentlich beein- 
trächtigt werden. Weder von der unteren Landesplanungsbehörde, noch von der Planungsgemein- 
schaff Rheinpfalz wurden gegen das Vorhaben aus regionalplanerischer Sicht Einwendungen gei- 
tend gemacht. 
ein Gesamtkonzept für den Kiesabbau wurde iandesplanerisch aufgearbeitet. Die entsprechenden 
Flächen wurden im rechtskräftigen regionalen Raurnordnungsplan als .Vorrangfiächen für die Roh- 
stoffgewinnung" und als "Weitere für die Gewinnung von Rohstoffen" bedeutsame Flächen darge- 
stellt. 

i hinsichtlich der zu klein beanstandeten Ausgleichsfläche, der Folgenutzung des künftigen Bagger- 
sees und der Erhaltung der Lebensräume der Uferschwalben, veweisen wir auf die Ausführungen 
zu den Einwendungen der GNOR 

i hinsichtlich des künftigen Ausgleichsmaßnahrnen in der Gewanne Auwiesen", veweisen wir auf 
die Ausführungen zu den Einwendungen der LAG 

Die irn Verfahren vorgebrachten Einwendungen, stehen dem Vorhaben der Antragstellerin nicht als 
zwingende Versagungsgründe entgegen. 

n Nach Abwägung der Einwendungen, insbesondere derer, welche sich auf die externe Ausgleichsfläche 
in der Gewanne ,Auwiesen" beziehen, mit den Belangen, die durch die Zulassung der Kiesgewinnung 
gefördert werden. vor allem das öffentliche Interesse an der Rohstofbiersorgung, unter Einbeziehung 



, 
. . 

; ~rg'ebnisses der Umweltvertraglichkeitsprüfung, wurde der Rohstoffgewinnung der Vorrang einge- 
mt. 

. . ' ,Weitere Einwendungen und Gründe des Wohls der Allgemeinheit, die eine Versagung der beantragten 
. , Planfeststellung gerechtfertigt hätten; lagen nicht vor. 

Daher konnte dem Antrag auf Planfeststellung unter ~estsetzun~ der im öffentlichen Interesse not- 
wendigen Nebenbestimmungen und Hinweisenstattgegeben werden. 

Die Zuständigkeit der Kreisverwaltung Germersheim als untere Wasserbehördeergibt sich aus den gg 
27 Abc. 7,105 Abc. 1 und 407 Abc. 1 LWG. 

Die Kostenentscheidung beruht auf dem 5 113 Abc. 1 Satz I LWG i.V.m. den §§ I ff. Landesgebüh- 
rengesetz für Rheinland-Pfalz (LGebG) und § 1 (Anlage zu g 2 Abs. 1 Ziffer 11 .I .4). 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. 
Der Widerspwch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der Kreisverwaltung Gernlersheim, 76726 

-0 Germersheim, Luitpoldplatz 1, einzulegen. 
t -: 

Bei schriftlicher Einlegung des Widerspruchs ist die ~ideffi~iuchsfrist (Satz 1) nur gewahrt, wenn der 
V\liderspwch vor Ablauf der 0.g. Frist bei der Behörde eingegangen ist. . . 
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/ ; " ' , :  : .  : .,. 
. . . . Herr Fliehmann 

. . . . . . .  [i,.;: :T;: . .  I,:,,;: 76774,Leim&rsh.eim . . . .  - Telefon-Dunhwahl: 53-308 . . .  . . . . .  ... Telefax:Rurchwahl: 53-299. . ' . . . . .  
. . , .  . . . .  . . . . .  E-Mail: . . . .  . . 

. . . . .  . . . . .  ; . . . . . . . . . .  .: . . . . !  w.niehmann@Kr&s~emlerSheim.de 
. . . . . .  . . . .  ,.:: . , ; .  . ,. . , . - . . . . 

,:, , ".,- '.. , .; . . 
AMemichen: 661 -20/?7/02 

. . . . . . . .  . . . . Dahirn: 29.01.2003 . ., , , ' I ' :  ' ! !  . _  . " )  . . . . . . . . .  . . . . .  . . . . . . . . . . . . . . .  1 . . . . . . .  : . :. . , ::.v*ii&,g~~* 
I:{ ' .  ...::; ;Antraber Fa:. F'fadt GmbH Kieswerk -  aust toffe, Waldstraße 3 - 5, 76774 Le I . . . . . . .  . . . 

' 

:~u~hfÜhrWng, eines Plan~stczellungsverfahmns gern. 5 31 WHG, für die R . . :  t....... . - . . ..;..... 
, , . :eines' vdrhandenen Gewassers in der.Qewanne „Tal&cker", in der Gemarkung 1 . :  ': . . : . . . . . . . . : . .  . .  , . . . . . .  

I ,, .:; 
.,: ; .: . , .  . . . . . .  . . . . . . .  . . .  . . . . .  

~ 

: , ' >  . . . . . .  -- Ä u 6 ~ n d j § . 3 1  ~as&rhauihalts~es.etz (WHG), indet  Nwfassung vom 19.08.2&?2'(~.~~ 1 ) ,  ,:::. :;: 
>.. - . . .  Y -  - S.' 3245)::'urid. 3 72 Landeswassergesetz (LWG),:in der Fassung vom 14i12.18 

L..........". ):':.?.99f:S.:.llj. ~~~~~~~~~~~~~t durch Artikel 188 des Landesgesetzes zur Refom'und :N.euo . :. . . ... 
1 . .  ;.....; :garji&!ion:der.landesvennia~un~; vom 1210.1999 (GVBI. C. 325). e r l a d  die KreisverWa 

. . ' - , ' ' : -tung, GqneriReim foigenden 
i . . : . .  : . . . .  

. ,  . , 

.PI& dir ,~ irrna Pfadt ~ r n b ' ~ .  ~ ieswe f i -  Baustofk f ü i  die ~ectaiisriiRsur(g .' 

ndenn Gewässers in der Gewanne .TalBckeI", in der Gemarkung Leimenheim, 

l~ i~ei t ig :wirc .d ie Abbakelhenfalge der Abbauflachen aus der ~lanfestmel lwi~. .~~ 
ersheirn. vom 23.03200Q. . :  661-2W51199, entsprechend,der d 

ten Abbauplanung mit UmweWert&glichkcit&udie sowie lands&ffs 
nung (iexttell, Abb. 4, S. 17). geändert 

. . . .  
nd '6&tandteil diesec Planfest~tellun~bischlus~ bilden jnji ngsvemlefk der Krelsvfiyyalhing. Gemersheim vbm 29.01.200$. verseh 

. . . . . . .  . . . . . . . . . .  . . . . . . .  . . 
. , . . : . . . . . . .  : 

. . 
. . . . . . . . .  . . .  . . > 

. . . . .  . . : .  : : :~' 2.1. .. &bag zrirn.~ewdsserausbau gemäß 3 31 WHG V& 13.06.2002 . :. 
. . . . . . . . .  . . .  . . . .  . . , . 
. . .  . . . . .  . , .. , . : .  : . . , 

. . . . . .  . . .  . . .  . . 
. . 

. . . . .  . . . . . .  . . . . .  . . . .  .:... .... ? .  . . . . .  ... : . , .  i .] 

.... ;3 1.- A b + w b ~ n s  mit UmWeIWe.Wglichkeit~~tudie s m e  landdaftSpfleg@ri&hererBC.. .:.G, :.; :, - .slatPlanuw Mai2002, Planunocbum: ~ngenieuibüro Gunter ~ih, .schwegenheim . .:,:.;.:. . . . 
. . . . 



. . . .  1 .  . . . . .  1 .  . . . . : .: .;.: ; . . 
I , ' - '  " . . 8 . . : 'Dei ~ l a ~ ~ ~ n g s t i e s c h l u s ~  ergeht u h r  folgenden Nebenbestimmungen und'riin- ". . . .  

. . . . . . . .  weisen: : . . 

b=s Vorhaben ist entsprechend den geliehmigten An 
datinmthaltenen Bemerkungen sind zu beachten. 

Solitebei dei AusfRhnq des Vorhabens festgestellt werden. 
genehmigten Plane .oder weitere wassewi&lschaitlitk Maßnahmen .erfwd 

.*' . . - .  50 ist hie&ir pin Planand~n~nmc~d-h-- ---an *....- 
: .=~~u~i;~mii fiiiaeningen ozw. trgänzungen sind Tekturpläne einzureichen. 

. . .  

3.3 , -  Der ~h~ststellungsbeschlus~ gewährt nicht das R 
und Anlagen, die irn Eigentum einwanderan Stehen, i . . . .  
die privatrechtliche Befugnis dazu nicht vorliegt Ebensa gewhrt er ni 

. bauliche Anlagen. z. B. ParkpläEe, Bauwerke und Einzäununge 

~egelingen und Vereinbanitigen in privatrechtlichen Vemag 
feststellungsbeschluss getroffenen Festlegungen unberilhrt 

. . ~vt i i  eh&erli& werdende bauliche Anlagen wie 2.8. ~ o r o ,  ~agw,  ~e 
anktgen, Au~ereitungsanlagen etc., bedOrFen gesonderter bat&.' 

. . .  ige- .W. immissionsschuhrechvicher Genehmigungen. 

. : . . Eine Egenbetriebstanksteiie auf dem Gelande ist aufgrund dies 
U 

.. . . . . . . . . . . . .  . . .  3.5" ' . Die Greniten der zum Kiesabbeu vorgesehenen Fläche im B 
, . . . . . . . .  . . . . . .  

' 
'an der Sadwestecke des bestehenden Bag$ers@es sind an d 

, . . ,''.i. :,,:, 
. . .  . . . , , . . . . . . .  

, , , . . ; , destens:8km dicken, weiß gestrichenen Pfählen kenntlicch zu rn 
. . .  . . . . .  . , , muss mindestens 1,00 rn Ciber Gelände betragen. 

: , '  . . .  ' : .  . . : . . Die:~t ih~e sind durch die An.bagstelk"n vor Abbaubeginn an 
. ' . .  setzen. . , .  . . 

. . . . .  , 

. . . . .  ... Sollten die ~re&teine.der jeweaigen .Grundstücke nicht 
. . . Abbau Mrgesehene Flache durch die Antragstellerin 

vermessen zu lassen. 
. . . . . .  . . . . . .  .,, . , 

. . 

. . . . . . .  . . .  ; . . , ' :Die Unterhaltung der Kennzeichen bis zur Endabnahrne d s s  Abbaues geht zu  asten.' ' :. . L 

..". . . . . . . . .  . . , .  . der. Planfeststellungsinhaberin. . i 

. . .  
6 ' 'Das  ~atum des Arbeitsbeginng ist der Struktur- und ~enehm~ungsdi~kt ion~~~&;  
- :gionalstelle .WasseNvir&haR, hfallwirtscha~ und Bcdenschutz NeusiadtMIsir. 
" .  .der Kre+v$rwaRung Gennersheim mlnqestens'l4 Tage vorher schriftlich antuzei 

. ' '.; :Der Abschh?kiss der,kbeiten ist ebenfalls innerhalb von 14 Tagen an+"z&gen. Gleich: 
zeitig ist Xewas&hWiichsAbnahme entsprechend 5 95 LWG zu beantragen. : . . .  , .  .:. . . 

Alle Anlagen sind entsprechend den anerkannten Regeln der Technix. zu errichten. Die 
.Deut$chen Indusinenomien" (DIN) und die zusattl~chcn Technischen Vorschnfkn . . .  . . 
sind zu bea&ten. 

Zum Schuh, der irn Weg (FIuntllcK-Nr 2716) verlegten HauptwasseMung, 
' i m .  Rahmen der Kreuzung mii dem Landband geeignete Schutzprric 

(Schutrrohre, Last&&ilung o.'ä.)vwgesehen werden. Diese Schutrrnaßnahmen yn  
rechtzeitig vor-Beginn der Raanahrne mit der Was~ervemorgung Germeriheim 

. . . . . . . .  SUdgruppe in Jockgrirn abzusprechen. ... ;., . .  
. . , .: - , . . .  ' >.. ,. : 

,8, , EausMfe. ' Bauteile. Bauarten $wie die da&geharenden sonstigen AumSttungen ::". .::.:;''': .: 
Sind So zu wwäen, dass &sicher Gen ui erwartenden Beanspruchungen.standhaIten~.' .: . ': ' , .' 

. . . , .  . 
. . .  : Die $5?8 bis 26 LBauO gelten entsprechend. . . . .  . . . . 

. . 
. . 

3.6. ; Den Wasskehörden, der Struktur- und' Genehmigungsdirektion SRd. Regionalst 
: . '  Wasserwirtschaft, ~Abfalhvittschaft und Bmknschutz Neusiadt/Wststr der. deren 

. aufbagten i$t jeden& der Zutntt zu der Anlage zu gestatten. 

. . .  , . ,  
. . . . . . .  . . .  , ~ 

. , .  , 

C ~ T  W~TW..IJ c8gPLZLZLO XIfd LP:CT LOOZ OT/PZ 
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, : .  . . . . .  . . , . ,. . . . . . . . . .  . . . . . ~. , . . . .  . . 
. . .  . , . . 

s.* 4 ' . . . .  . . 
1 ,  , : 

: " ;  , , , : .: : .  . , . 
. . .  . . .. , 1 ,  , 1 :  : , .': : , . :.: h d w i & ~ ,  #d&llwi&chaft und ~@en&l~ub Ne"stadt u~&gefdide+, '{ ".' . . . . ,  '.: , .: . , 

. . .  , . . . . .  "~nzuiegen. . .  , .  ,.,. < . /  , .. , . . ,  . .  2 : .  . . .  1.j ..;. . . . .  . . . . .  . . .  ,. . . . .  Die Saue--+ion ist . ober . die gesamte W&selsauie in Tiefenint&wai!en von. . . ..,.;.z..:. ,:," 
. . .  .... / . .  . . . ! ~ ; . . .  . . .  . : '  . l.mz!imessen.,: . . . . . . .  .. 

'Bei einem SauerstOffgehalt 0; q.4 mgll ist das Einspliten von .Sediment e i ~ d l l $ .  , . . . .  .. . , 
I 

Im Weiteren ist der pH-Wert wl)chentliih zu korilrollie~rii uiid die Ergebnisse ebenfalls 
vorzulegen. 8ei deutr ien  Abweichungen (unter 6,5 und Ober 8,9) ist der Einspülvor- , .  . . . . . .  . . I .  . . , - . ' I  gang einzustelIen. 

. . . . . . . . . . . . . . . . .  F,., 
. . . . . . . . . . .  . . I ,. :. .... . . . . . . . .  .,.:, ,. . . . . . . . . .  

:. . ?, C .  : ' ~ l i r - ~ & ~ ~ ~ e ~  der ~a~erstoffkonzentration'im ~insp~lberelch , : ; ,L .,:, . . . . . . . . . " . . . . . . .  pH-Wertes klinnen, nach der Fw#tellung, dass durch die Einspdlung k e i n e  
. . .  : .  . .  . .  , . . . .  / , : . . :  ... : . ,  . . .  . .  .;. . Verändemngdes Gew@sers erfolgt, auf Antrag der Pianfeststellungslnha 

. . . . . . .  : .  . . . . . . . .  . . .  
1.: ' . .  : . , . .  , fung der wassewirtschafflichen .FachbeMrde und schrimicher Zustimmung 
I .  . " '@rwaltung Gennersheim, in mon$liohen lntervallen erfolgen. 

lichen ~ u s w i ~ u n ~ e n  der Umlagerung von Seüirnent nicht exakt. 
es erforderiich eine Nahrstotfun'tersuchu 
ung von NährstofFen und der Verandsru 

i i G 3 G d ~ i e  Phosphat-; Nitrat-, ,WEH- und ~mrnonium 
, ,. Secd-Tiefe und der Chlorophyllgehalt ru bestimmen. 

- .~i&rtdljahrlicti.$ind dre;gesarnmelten Daten in Fo 
.'SCld. Regionalstelle Wasserwittschaft. Abfa 

stadt vomilegen. 
., . .  , 

ri stellt 9 4 ' ~ b s :  1 Nt. 6 
dem liegt die geplante Aus 

. .P fa iz i ie  Rheinauen: , und kennte den S 
. ' ' , &haRsschuh?rerordnwq beeinträchtigen. 

lti;ung dar natukchutzrechtj/ch&n 
des Schutmyeckes der vorbeschrieknefl. Lsn 

: der Umweltvertraglichkeitsstudie beschriebenen und dargesiel 
. nirnierungs- Ausgleiche und Erratmaßnahmen zeitnah und 

des hiermit planfestgestellten Wesabbaues zu beracksichtigeri 
I : , . -auguschlieRen. , . I .  , . ' I  . . .  ! .  . . . . . . .  . . . . . . .  >,.. . .  * &  . . 

. . . . . . .  . : . : .  . ' .  . . . . . . . . . . . . . . .  . . - . . :. . ~teibhnde,$k im~uge des Abbaues entstehe 
1 ' .  : : :... , . . . . .  . fersihwalben dienen, dliHen in der Zeit vom 01 

werden. 
. . .;,; ,;;. ,.,: ::,. ,. !,;:I, . :, ,, .; . ' . .  

I . ........:. : . : . : . .  .3.19 Die ~<kultivierun~ des Baggersees hat grund$Strlich in Anlehn . . ,,. , . . . 6' ' ,..; :, . ' . . . gel 108i1992 zu erfolgen.' 
. . .  . . .  . . . . . .  , .  . 

: \ . .  . : : : . . . . . . . . . . .  . . . . .  . . . .  . . . . . . . . :  . . . .  ..: . :'.I:.' . Der.3. , ~ ~ b a & C h n i t t  der ~lanfests&llung der K r e i a r ~ l t u  
. . . . . . . . . . .  . . . . . . . . . . . . . .  . . 

. , . :  . ,  . . . . .  : . .23;03.2000, Az:. 661-20/51199, entsprechend der Reihenfolg 
. . . . :. . . .  . .  .: :. . . .  . . . . .  beigefügten Abbauplanung mit Umweltverträglichkeitsstudie 

. . . . .  . , .  . . . . .  . . . . . . . . . . . .  . . .  nschei 6 .eg~ l tp Ianung~e~ i1 ,  Abb. 4, C. 11). daff erst da 
. . . . . . . .  . , , ,  < .  < . . .  .. ... .:. . . . .  * .  .... . . .  werden. y n n  der Abbau und dieRekultiviemng der Restau 

. . . . .  : .... , ,  . . . . . . . .  . . . . .  . ,  . . . .: ;Talackef,abge$chlos$en undvon der Struktur- und Genen 
. . . . .  . . . . . . .  : .. , . .  . , .. gionalstelie.w~senivimchah, Abfaflwirlschaft und Bodens 

. . . . . . .  nnmmen worden ist . . '  , . . .  . . .  . . . . .  . . . . . . .  . . . .  . . . . . . . .  . . . . . . . . . .  . . . . . . .  . . . . . . . . . .  . . .  
: .  

. . . .  - ..' 3.20. . D& bei der R~tauskiesuiig und Erweiterung dei Ab& . . .  . . . . . .  . . .  . .  . . . : . . .  . . . . . . .  ... .:wertüara Baggergut ist zur Realisierung des landespfl 
. . z e p t ~  (Flaehwasserzonen etc.) zu verwenden. 

. . .  
Das Ehbringenvon Oberboden ist nicht zulässig. 

,. . 

Sollie sich:herausstelkc, d w  das anfallende Abraummaterial nicht aus+cht. id d 
" wöhrrrid Abbaues Wreits zu berL3ckSichtigen. Die Ve~endung von Fremdmee 
",-.I:....- ..-m..-a.--- 2-' .&..h.-..,*,--:.. -, .- - , .-- - - - - - - - . . . .... ... -... .. -.... - .  

. . .  

, Dei. SGD Süd; ~egionalstelle '~ai&*aft, A 
NeustaiWW*. Und der Kreisvenva'itung 
01.01., erstmals. 4 Jahr nach Beginn der M 

. . .  I"__- . . .  . . .  
bn ml ~3'111~1vdd C68DLZLZLO Xtrd LPCCI LOOZ QT/DZ "':"' .. ' 1  



I . . . . . . .  . . . .  . . .  : , ' < . . .  , . . . . . .  8 . .  i . .  , . .  : . .'. : 
. . : .. ,F . . . .  .: . . . .  : . . . . . . . .  ..RehUKieruhgsplan vaczitiegen. Aus dem AbbauPan muss auch die 'erreichfe&Ffe . . . . . . . . .  . . .  ~,: . . . . . . . . .  . . . , 

! : L I '  . . . .  . . - - ersi+tiFh sein. Die erreichteTiefe Kann mltteis der Baggersoheibe oder ähnlicher E in - '  ,.:, . . . . . . .  , .,: ,.: 
. . . .  . . I : "  ..... ,; . . . . . .  . . .  . . tichbng nachgewiesen werden. . . 

, . . .  
. . . . . . . . . . . . .  ;..: .~ . 

. . . . . . .  
. . .  ,Sol& e s ~ ~ v e r r o g e ~ n g e n  des geplanten Abbauzeikaumes kommen, ist naoh,5 Jah- ' .. : . . . . .  . Y.:.' '.?.: . . . . .  . . .  . . ren die Tie  mittels einer Echolotierung nachzuweisen. . . ,  . . . .  I . . . . . . . .  . . . . .  ... :.. . . . .  .:. . . . .  . . . . . . . . . .  . . ..: .: , . 1 ,  :, . .: . . . . . .  : : , : Die erfassbin O~ndwasserdaten (Lattenpegei) sind entsprechend danuskllen: . , .' . .  , . . I . . .  . . . . . . . .  . . .  . , .  ,,. .~,.. . . . . . . . . . . . .  / .... , . L ? . .  .. 

. . . . Von der vbtIage der Planunterlagen kann abgesehen d e n ,  wenn Seit der.vorhe~d;. ' > .: ; '.'I. . . . . . . . . . .  . . .  . . .  henden.Piawcrlage kein Keabbau stattgefiinden hat . . . .  . . .  . . . "  I . . 
. . . . . . .  

..'.... . ,322 , . .  . Jeu& zuigekommende archaologische Fund ist dem b ~ e 6 a m t  für De 
... , . : . -. Archaologische Denkmalpflege. Kleine Pfaifengasse 10, 67346 Speyer, . . .  z u  Mldeq. Die Stellungnahme des Landesamtes. vwn 15.08.2002, Az: . . . . . .  . .  , 

Dr!sch, liegt der Abbaufinna vor. Die darin enthaltenen Aufiagen sind Whrend 
, , Ausbaumaßnahme zu beschien. . . . . ,  . . . . .  . . , " .  . . 

. . 
Na+ ~endigung der wes- und.Sandentnahme steht dm GewSsser aussdiiießl 

: ' dem Arten- und Bi.mpschui? und der stillen Erholung zur VerMgong. 
:',Aus gewrisse~kologischer Sicht sind s w h l  während und nach dem ~ie 

. . . . . .  ' eintretchtigungen des S%s und seiner Biozönose durch Freizeit- und Erholung 
. .  ..; .täten (Surfen, .Baden, Baotfah~n, efc.). ohne das der Gemeingebrauch na 

Abs. 3 LWG zugelassenwGrde.. auszuschlteßen. 
.. Dle FlsGherel darf nur sufgrund der Verpflichtung. .h Rahmen der eig 

. . '.. ahigkea einen der .Gr(ißR,,pi Beschaffenheit des honustellende 
. . sprechenden Fischbestand zu hegen und zu erhalten. ausgeOM we 

die Renaturiwungs- und Rekultivierungsziele. bzw. -maßnahmen in de 
. den ukmonen zu gewährleisten und folgendes zu beachten: 

Verbot der Anfotterung 
i Verbotdes Friednschbesahes , 

' ,  . : .  . ' 

'.''-'.. m Begrenzung der Anglerdiihte 
. . . .  

. . B Festlegungds Angelbereiches auf. den sOdwestlchen Seebereich; außsr? 
, . 

. , Wasse~techseizooe . , ,  . .  . . . . . .  . , 
. . . . . . , .  : , . .  

. . . . . . . . . . .  . . . . 

. , .  . 
:24: . ~er,~btra~s&nl des abgebauten Materials hat zur Entlastung des. ~ukh<an&ver-, ' . . , :  ..,., , 

. . . . . .  . > ' i  . .,., 
kehrs in der Orisgemeinde Kuhaidt, mit Ausnahme des örtlichen Bedarfs, nach He?. . ' : ,  :'. :..' . . .  . . . -.-ii..-- ---r-;-ir-i-- -̂--..L -... ---- -.i-..5.--.-l-- I CC" iir.4 An. Y C llhar. . " .  . ' . .  " . . .  ... I'.. . .,< .:, . . .  oio i i r i~~ .o~ i~w ursivriusi'yir,i uri,irusiibyri, L V T I Y Y ~ S ~ ~ ~  Y.-' L rrr r t i r i  u n  r .  r ,  ~ r r ? .  : . . . I .  . . . . . . . .  diesen zu erfolgen.. , . . . . . . .  . . . . . . . . .  : , , 

..:..: . . . 
, , .; . . .  . . . . . . .  ,*:,:.. . :  . .  . . . . . .  . . . . . .  Der B&iebsweg ist nicht Inhalt dieser ~lanfesfftell"n~. Die für den ~ e t r i e b s ~  Br;.. . . . . . . . . .  .; ": ... , '  

. . . . . . .  . fordegiche Genehmigung bleibt einem separaten Verfahren vorbehaHen; . . .  . . . . . .  : . . .  . .  ... , > ,  . . . . . .  . . . . .  . . . . .  . : .  : .' I,..; :. . . . .  . . . .  :,,.. . .  i%<&rtehende Zukhrtsv&g von der L 553 zum Uieswerk d a  Firm Pndt GmbH ist ; . r ,  . . . . . .  ; . .  ':. 1 
. * .  . . . . .  . . .. , .. . . . . staubtrei, auszubauen. ;- . . , .;.. 

. . Y .  . . .  . . . .  . . .  . : .  .., , . . . . . . . . . .  . . . . . . . .  . . . . . .  . . . .  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  . . . . . . . . . . . . .  . '' - : NachBeendigung desKiesabbaues ist dieCer Zufahrtsweg zurllckzubauen und derur- L' : . - , .:,, 
, . . .  . . . . . . . .  sprüngliche landvjirischaftkche Erdweg wieder hemustellen. . . 

. . : . .  , . . . .  . . .  . . ,  . . 
. . . . . .  . . . . . . . .  

:: 3.26 :. ' Bei der An- und ~bfahrt zur ~ies~ewinnungsanlaee ist auf die ungehinde? Ausübng 
..der.Landwirtschafi RLictisicht zu nehmen. Die Zufahrt zu den landwirh>chaftlich g . . : .  . . . . . . . . . . .  

. , nutzten'Gnindstocken muss gewährieistet sein. . ,, . "  > . ,  ; - . . . . . . . .  . . .  . . . . 
, . . . .  
; .. .. : < .  . . . . . . . . . . . . .  . . . . .  . . . .  : ...:.. .: D ie  ~ b e @ h n i n ~  ~ber'das Monrrjhr DN 2000, welches irn  ahmen der 

. . . . .  . . . . . . . . . . . . . . . . .  . . 
. . . . . . .  . . . . . .  . . ,  . , 

Landbandes rnil.dern Weg (Flurstock-Nr. 2716) verlegt werden soll, mu 
. . .  . .  .,, . . . . . . . .  . . . .  . . , .. sein, dass die Nutzung durch iandWirtschaRliche Nutzfahrzeuge nicht 

, ,' wird(. max. 4 % Steigung, Aufnahmelast mindestens 40 t). . . " 2 :  . ( .  : _ . < .  . . : ? .  . . . .  . . . . . .  
! . .  . , _ L  . .  . . ::; ..,. . . . . . . . . . .  . ,  . , . .  , B r  westlidl des Lkndbandei herzustellende Unterhaltungsweg der Landb . . . .  : .  . . .  , . . , . .  . . 

. . . . . .  ein86hließlitn der Zu- und Abfahrten. darf vom landwirtschaftlichen Verkehr 
, . . - werden. 

, . :. ..... . . . .  . . . . . .  . . . . , .  , ..: ! . . . . . . . . .  . . .  . . .  . . .  . . . . . . . . . . . . . .  
. , . .  . . . .  ' . L  . . . 3.26 ' ,Nach.BeBndigufig des kiesabbauei sind wn dem ~bbau$effinde, den Bdschunge" : .. -., . . .  , ",' 

und  der .Sohle der BaggergNbe alle Einbauten, einschließlieh der Eund'amente zu . .  , . . . .  . . , . . . . : . . . .  . . .  . . entfernen. . . . . <  X C ... 
. . 

. . ,  . . .  . . . . .  . . <  . . '  . . .  ' . .  , 
. . .  . . . . .  ' , ' .  

' '  . . . . , . . . . . . .  . . .  , . 
,. ' : . I .  

. :' 1 :  . . 
. . .  . . . . .  . . 1 . 

. . . .  ' . i  . . . . . . . . . . . . . . .  . - -  
, , . . . .  . . , . .  .... . . . . .,.. I : . .  . . 

, : , : ; . . :  :' 

,, ' 

. . . .  . .  i.... . . 
c n f i  

ifi ' 
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. . . .  
. . . . . .  

. . . . . . . . . . . . .  
I . . . .  . . . . 3,27 :'. ~ a c h  ~ b ~ h ~ u i s  der ~a~~enin~,;edacb cpatestens tiel der Abnakme;:sinU . . . . . .  . . . . . . . . . .  . . . . . .  - .  . . ,  . . . . . .  . . tur- und Genehmigungsdirektion SOd, .Regionalstelle Wasserwirtshaft, Ab . . . . . . . . . . . .  . . . . . .  . . . .  :.. . . .  . . .  . . . .  . . .  . . . .  . . und BodenschutL Ne~tadüWsir. und der Kreisverqaltung Gmers+eim, 

. . . . . . . : . . .  :. . . . . . .  
. . . . .  . . . . . . . . . . . . . . . .  ., . . plane m(i wrllstandigemEflauteyngsberieht vorzulegen. Aus den Unterl 

, , : folgendes:erkennbar.sein: . . :. . .  . . . . 
. . .  . . . . . . .  . _: . ., 

. . . .  . , . . .  . . . . . . .  ': . .  a) genaue'BaggerseeveimesSung (Lageplan mit Höhenlinien). . :. . . . . . . .  . 
. . . . . . . . .  . . . .  . . . .  . , .. :.. 

. . .  , .  . : . . . .  . . . .  , .  .,. . ' b) Quwprofile ik ~bstend vbn 30 m . , . . ,  
. . . . . . .  . . . . .  . . . .  . . . . . .  ~ , .  . . . . .  . .  . . I ' 8 . .  .:.. : I . .', 

:F) aie mittlere Weslager rech oben abschließerde Tmnnschicht . . . . .  . . .  .:. . . . . .  . . .  . . 
I Uies gilt fur die gssamte nach der Erweiterung entstandenen Seefläche, mii Ausnah . . 

i me der Flamen, bei denen bereits eine wvasserbehOrdliche Abnaliine ertolgte. 

3.28 . '& '~ew~emusbaumaßnahme wird bis zum 31.122007 beffistet . &ll& die 
- . . . .  ' baumaßnahme bis zu d i i m  Zeitpunkt nicht durchgefiihrt sein, ist yhtzeitig, 

' 'testens 8 Monaie vor Fristab1auf;ein Antrag auf Verisngerung zu stellen. Die' . . 
. . samkeit dei Nebenbesümmungen und Hinweise bleibt auch 0,kr diesen Zeitiun 

aus unberohrt. 
. . . . . . . . . . . . . .  ... . . . . . . .  . . . . . . .  < 

. . . . .  ; . . .  ?. . 
. . . . . . . . . . . .  . . I '  . . .  ." 3;25 zur Gewahrleistuna der Einhaltvna der ~ebenbestimmunqen dieses Bescheides ist.eii . :'.. : ' .  .:I: 

. . ne ~icherheitsleistün~ in Hohe von 30.000,OO E bei der ~~isverwaitung Germersheim 

I I . -innerhalb von mei Monaten nach Beslandskrafi dieccs Bescheides zu hinterlegen 
. . . .  : . . s : . . . . . .  . . .  . . . .  

, . . . . . .  : . ':3.36 ' Zusätlliche Auflagen und 6'edingungen, welche während d& . . . . . . . . . . . . . .  ! . . . . .  . ., , . .  .. -. . ,, ,: . .: : .  . : 
runi  aus .&ffent~i~h-richt~icher ~ i c h t  und. aus Grünan des . . .  . . . . . . . .  . . . . .  . . . . .  

. .  ; 
erforderlich werden, bleiben vorbehaiien und kannen jederzeit 

. . . . werden: 
: . . .  

, . 

len ~nordnungen gemfiß & 128.Abi. 1:Nr. 23 
mlt einer Geldbuße geahndet 'werden; soiem 

. . 

'FOr.di& Ent&heidung.wird eine Venivalfungsgebüitr in Hebe von 
unddreißig.EUR0) festgase . , 

Antkgsteller zur Last. und sind sobri fällig. Si 
GebUhreniiite Nr. 017-7144t00522 an die Kreiskasse Gemterdieim, 

: :der Sp&as~c Gemershaim-KanA* RI 7 M a  C?+ 40, =G Chz~:,~~:=ri 

. . 
. : . . . . . . . . .  . . . .  . G r ü n d e :  

. , . . .  . . .  , . . ... . :. ., . . .  . . . . . .  ...'.., . . .  
.... : ~~~~~~~~t GmbH .~iem&rk .- Baustoffe hat unter Einreichung der erforderlichen' ~l f inun~ria~en'. : : .  . . . . .  !' : :<. 

"'.Antrag.auf . . . .  Fesbtellung des Planes fur die im Betreff bezeichnete Ausbaumaßnahme gestellt. . . .  :,.. .................... . . 
' . ': Diej Behbrd*' und. Stellq; de-n lnkressen dukh die beantrhgte ~ a ß n a h i e  bemnrt San ~ d ~ n e k  . . . . . .  :' :. :: . : .. : 

. . . . .  ~~~~~~~~~~~~~~~~~~Mtten 'Geleganheit zur hßerung. . . .  . , . . . . .  . .  ..: 
. . . . . .  - ... 

:Die ~l&ihnteda~en lagen im Zeitram vom 09.~.2002 bis 08.10.2002 mntiich aus. ,.,. . , , . ~ . .  . . . . . . . . . . . . . . . : . .  ....... 
. . . . . .  ... . i . . . . . . .  '.'ilm"~&men. d& Pls?f&&I[ungsverfahren~. wurderi Eiiwendungen vorgebracht, die .w&hrand:des:' ,:X:.. > - < .  

; , :  f,::::, ~ m t e ~ ~ + r r n i n e s  am 23.01:2003 ausgeräumt W e n  konnten. bn*. denen durch Nebenb++. : : : . .  :: 
. . . . . . .  . . ;  ... 

I,? . ~ 

nyngen 'in .di?s!m:Bescheid ReclInung getragen wume und dadurch zu emartende ~eein,t&chtiiün-":. . .':.i.. . . . . . .  . .  
g'en rerriutst mer ausgeglichen werden. . , . . . . . . . . . .  . . . . . .  . . 

. . . .  :..,, . . . . . . . . . . . .  
..; Naih AWgung  des ~ ~ e b n i s s e s  der: ~i&bert@~lichkeitg,r~fun~ und .der damit festgeCtellten-: [::::I ! i '  . . .  . .. 

. . ;  Auswirkungen derAus@umaßnahme auf die Umwelt mit den Belangen. die durch diiZuiaisring der. : : . < .  ' .  . .  :.. . . . . . . . .  
. . . . . . -  : .... KieSgeyinnung gefördert werden,vor allemdas offeniliche Interesse an der RohstofFiersorgung; wur? '.. :. -:..;:, ,.:, . . . . .  . . . . . .  ~ de der Rohs~ffgevvinnung dervorrang eingeräumt. . . . .  . . . . , . . . . .  .,:. , ,  

.: . : : . . . . . . . .  . -  
.. , Grunde des Wnhls rlpr bilyrneiokm4+, ri is  njpo 1-7 :=="I,s*w;; F:ii;f;G~r¿::Yw $j&-i1;;2!:-' . ' ' f., 

. . . . . .  . . . . . .  . . 
1. ,,: . ' .  " ti& haften. lagen nkht vor. . . .  . . . . .  . . .  

. . . . . . . . . . . . . . .  

I , . . .  . . . .  :. . : .  : . .  ,Datier,gentite. dem &träg aUf Plsnfestcteilbng unter Festsetzung der im MenUichen Ititei%sse..not-~ . . . .  :':' - . i .  . . . .  
: ': wendigen.N?benbestimmungen und Hinweisen stattgegeben werden. . . i . '  . . . .  . . .  , . . L  . .  . 

. , .  



* , .  . . .  . . .  . . , . . ,  1 .  . .  . . .  . > .  .F. 
. . .  sah 1 . . . . . . . . .  . . . . . .  i * . ,  : . . . . .  . . 

. . . . . . . . .  . . . . .  , . .  .......... 
. . . .  : :.. . - : . ~ i e  z u k ~ d i ~ k e i l  der ~&isverwalhmg~ermersheirn als untere Wasserbehorde ergibtci6h.a~~ den.&: :..I 'i. ': . . . . . . . . . . . .  

. . ,  : 27Abs. 7; q05Abs. 1 und 107Abs. 1 LWG. . . .  
. . . . 

. . . . . . . . . . . .  . . . . . . .  ... . . . .  . . . . . .  
I::. . . ' : :.: :~ie~os~nentsci?eidung beruht auf dem S 113 Abs. 1 Sati 1 LWG i.V.m. den 55 1 W. landesqebtlh-: :.:C; , .,Li.: 

'. rengesek fur Rheinland-Pfalz (LGebG) und g 1 Aniäge zu 5 2 Abs. 1 Ziffer 11.1.4). . .  , ,. ,., 
.. . . '. ,' . . ,. . . .  . . .  . . . . . .  , . . . . . . . .  . . .  . . . . . .  . . ..: . . . .  : . ' I  . : ' 

' . . Rechtsbehelfsbelmhning . . 

erspruch erhoben $den. 
ltung Germersheitii, 7672&.. 
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. . .  . . . 
., . . .  . . .  . , ~. , .. 

. ,  I . .  . .  . A . ' ,  tidfuck.an:., ..: . . . 
, .. . . . . . . .. . . . . .  . . . . .  . . .  . . . . .  . ,. . . ., : . . . . .  

. . . . . . .  . . . . . .  , . '..Stniktui~:und . . . . , . .  . . . . . .  . . . .  . . . .  ,,. 
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@ Kreisverwaltung 
\ Germersheim 

Firma 
Pfadt GmbH Kieswerk - Baustoffe 
Waldstraße 3 - 5 

76774 Leimersheim 

Bankkonten: 
Sparkasse Gennersheim-Kandel (BLZ 548 514 40) 
Kto.Nr. 20 000 147 
Postgiroamt Ludwigshafen ( E U  545 100 67) 
Kto.Nr. 54 306 73 
VR-BANK LandauIROlzheim (BLZ 548 625 00) 
Kto.Nr. 10 700 10 
Öffnungszeiten: 
Montag bis Freitag von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 
Donnerstag Nachmittag von 13.30 Uhr bis 18.00 Uhr 
Intemet: http:llkreis-gennersheini.de 
E-Mail: kreisverualtung@kreis-gennersheim.de 
Hausanschrin: 76726 Germershelm 

Dienstgebäude: 
Luitpoldplatz 1 
Telefon: (07274) 53-0 
Telefax: (07274) 53-229 
Zuständig: 
Herr Berdel 
Telefon-Durchwahl: 53-308 
Telefax-Durchwahl: 53-15244 
E-Mail: 
g.berdel@kreis-ge&ersheim.de 
Aktenzeichen: 661~20177102 

sowie 661-20/51/99 

Datum: 23.07.2009 

Vollzug der Wassergesetze; 
Antrag der Fa. Pfadt GmbH, Waldstraße 3 - 5, 76774 Leimersheim, auf Änderung der Plane 
zum Planfeststellungsverfahren für die Restauskiesung des Gewässers in der Gewanne 
„TaläckerU (Az.: 661-20177102) sowie Änderung der Plane zum Planfeststellungsverfahren 
Herstellung einer Wasserfläche im Zuge des Kiesabbaus, in den Gewannen „Breitstücke", 
„Hohenackerl', .KirchturmU, "Lange Grasgärten", .,Krummstücke", „Mitten im Feld", .Kurze 
Grasgärten", .Jostwiese" und "Hanfäcker", in der Gemarkung Leimersheim (Az.: 661- 
20151 199) 

Auf der Grundlage des g 76 Abs. 2 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) genehmigt die 
Kreisverwaltung Germersheim, als zuständige untere Wasserbehörde,folgende 

ir b 
' P l a n ä n d e r u n g  

I. Entscheidung 

1. Die festgestellten Pläne der Fa. Pfadt GmbH aus den 0.g. Planfeststellungsverfahren 
werden auf der Grundlage der vom Ingenieurbüro Gunter Nied vorgelegten Antrags- 
unterlagen vom September 2008 geändert. 

2. Für diese Entscheidung wird eine VerwaltungsgebOhr in Höhe von 1.633,- € 
festgesetzt. 

Die Kosten fallen der Antragstellerin zur Last und sind sofort fällig. Sie sind unter An- ' 
gabe der Pk-Nr. 017-718-000194 an die Kreiskasse Germersheim, Konto-Nr. 20 000 
147 bei der Sparkasse Germersheim-Kandel, BLZ 548 514 40, zu überweisen. 



Seite 2 I 
Y, II. Nebenbestimmungen und Hinweise 

i 
/'~ Mit der Planänderung sind die folgenden Nebenbestimmungen und Hinweisen verbun- 

,/' den: 

(1) Die naturschutzfachlich erforderlichen Vermeidungs-, Minimierungs- und Kompensa- 
tionsmaßnahmen sind antraqsgemäß zu berücksichtigen bzw. auszuführen und da- 
nach auf Dauer f~nkt ions~ericht zu erhalten. 

. 

(2) Die externen Kompensationsmaßnahmen in der Gewanne .Auwiesen" sind spätes- 
tens mit Abschluss der Abbaumaßnahme zu vollenden und nachzuweisen. Die vor- 
Ort- Maßnahmen sind spätestens eine Vegetationsperiode nach Abbauende abzu- 
schließen. 

111. Begründung 

(1) Die Fa. Pfadt GmbH hat unter Einreichung der erforderlichen Unterlagen am 06.10.08 
Antrag auf Änderung der Pläne aus den 0.a. Planfeststellungsverfahren gestellt. 

(2) Die vorgelegte Planung zielt auf die Umgestaltung zweier Gewässer, die durch einen 
Damm voneinander getrennt sind. Dieser Trenndamm soll nun stärker, als dies in dem maß- 
geblichen Planfeststellungsbeschluss vorgesehen ist, geöffnet werden. Das Vorhaben ist 
darum gemäß g 31 Abs. 2 Satz 1 WHG ein Gewässerausbau, der grundsätzlich den Vor- 
schriften über die Planfeststellung unterliegt. 

(3) Dem beantragten Vorhaben konnte im Rahmen einer Planänderung - an Stelle eines 
Planfeststellungsbeschlusses - zugestimmt werden, da hier die gesetzlichen Voraussetzun- 
gen erfüllt sind, unter denen es der zuständigen Behörde möglich ist, nach pflichtgemäßem 
Ermessen auf die Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens für einen Gewässeraus- 
bau zu verzichten. 

(4) Durch 5 76 Abs. 2 VwVfG ist diese Möglichkeit für Planänderungen von unwesentlicher 
Bedeutung eröffnet, wenn die Belange anderer nicht berührt werden oder wenn die Betroffe- 
nen der Änderung zugestimmt haben. 

(5) Das Vorhaben ist bereits flächenmäßig von untergeordneter Bedeutung. Des Weiteren 
wurde eine planfestgestellte Öffnung des Dammes bereits vorgenommen. Eine weitere Öff- 
nung ist in dem Planfeststellungsbeschluss vorgesehen. Die wasserwirtschaftlichen Aspekte, 
die sich aus der Verbindung der beiden Gewasser ergeben, wurden daher bereits in den 
früheren Planfeststellungsverfahren gewürdigt, so dass das Vorhaben aus wasserwirtschaft- 
licher Sicht keine weiteren Probleme aufwirft. Auch in naturschutzrechtlicher und -fachlicher 
Hinsicht ist die Änderung nicht so gravterend, dass im betroffenen Bereich das abschließen- 
de Rekultivierungs- und Renaturierungsziel (Arten- und Biotopschutz) eingeschränkt oder 
gar gefährdet wäre. Zudem wird der erforderliche naturschutzfachliche Ausgleich nachge- 
wiesen. 

(6) Rechte Dritter werden durch das Vorhaben nicht beeinträchtigt. I 
(7) Die von dem Vorhaben betroffenen Behörden und Stellen wurden unterrichtet und hatten 
Gelegenheit zur Äußerung. Im Einzelnen waren dies folgende Behörden: 

- Ortsgemeinde Leimersheim 
- Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd - Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfall- 

wirtschaft und Bodenschutz- 
- Kreisverwaltung Germersheim - Untere Naturschutzbehörde-. 
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/ Brundsätzliche Bedenken wurden im Hinblick auf das Vorhaben nicht geäußert. Die fachli- 
chen Stellungnahmen und die aus ihrer Berücksichtigung resultierenden Nebenbestimmun- 
gen sind in die Planänderung eingegangen. 

C (8) Der unteren Wasserbehörde stand nach dem Vorstehenden die Wahl, dem Antrag in 
Form einer Planänderung zu entsprechen, offen. 

(9) Nach dem Ergebnis der materiell-rechtlichen Prüfung durch die untere Wasserbehörde 
steht auch die Planänderung im Einklang mit den öffentlich-rechtlichen Vorschriften. Eine 
Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit ist durch das Vorhaben und der oben (11.) 
verfügten Nebenbestimmungen nicht zu erwarten. 

(10) Sonstige Einwendungen oder eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit, die 
einer Änderung der Pläne entgegengestanden hätten liegen nicht vor. Dem Antrag auf Plan- 
änderung konnte daher unter Festsetzung der im öffentlichen Interesse notwendigen Ne- 
benbestimmungen und Hinweise stattgegeben werden. 

Rechtsbehelfsbelehrung 
t i 

1 

Gegen diese Planänderung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe, Klage bei dem 
Vewaltungsgericht in NeustadtlWstr., Robert-Stolz-Straße 20, 67433 NeustadWVstr. schrift- 
lich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erho- 
ben werden. 

Bei schriftlicher Klageerhebung ist die Klagefrist (Absatz 1) nur gewahrt, wenn die Klage- 
schrift noch vor Ablauf dieser Frist bei dem Vewaltungsgericht eingegangen ist. 
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/ Struktyr- und Genehmigungsdirektion Süd, 
Regionalstelle Wasserwirtschaft, 
Abfallwirtschaft und Bodenschutz 
Postfach 101023 

mit 1 Plansatz unter Bezugnahme auf Ihr Az.: 3412-23.16.01.05 263109 Ha vom 18.03.2009 
zur Kenntnis. 

Ortsgemeinde Leimersheim 
über die 
Verbandsgemeindevenvaltung 
Am Deutschordensplatz 1 

76761 Rülzheim 1 

zur Kenntnis unter Bezugnahme auf Ihre Stellungnahme vom 18.1 1.2008 (Az.: 661-20) ~ 
Verbandsgemeindeverwaltung 
Am Deutschordensplatz 1 

76761 Rülzheim 

zur Kenntnis. 

Untere Naturschutzbehörde 

im Hause 

zur Kenntnis. 
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